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EDITORIAL  
Werte Klientinnen und Klienten, 
liebe Leserinnen und Leser!

In unserer Kanzlei geht ein herausforderndes und 
trauriges Jahr zu Ende. 

Herausgefordert sind wir alle durch die Pandemie 
und ihre Folgen. In unserem Unternehmen waren 
und sind wir sehr stark mit den wirtschaftlichen 
COVID-19 Unterstützungen für unsere Klienten 
beschäftigt. Laufende Neuerungen und Klarstel-
lungen zu bestehenden Verordnungen, gepaart 
mit unsicheren Auslegungen, gehören mittlerweile 
zum Alltag unserer Beratungspraxis. Ganz beson-
ders gefordert sind unsere Mitarbeiter, die neben 
den allgemeinen Sorgen und Unsicherheiten auch 
mit dieser Flut an Arbeit und den Serviceleistungen 
für unsere Klienten beschäftigt sind.

Das heurige Jahr war für unsere Kanzlei auch ein 
trauriges. So mussten wir von vier ehemaligen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für immer Ab-
schied nehmen. Mit Sophia Kolig, Stb. Leo Tribuser, 
Christine Moises und Walter Hofer haben wir vier 
langjährige, loyale und wertgeschätzte ehemalige 
KollegInnen verloren. Ich darf auf die Nachrufe im 
Inneren des Blattes verweisen.

Dennoch möchte ich Positives herausstreichen, 
um doch hoffnungsfroh in die Zukunft blicken zu 
können. Ich denke, dass wir trotz alledem den Op-
timismus und die Hoffnung nicht bei Seite lassen 
dürfen. Schon zu Beginn des Jahres waren wir po-
sitiv gestimmt über die rasche Entwicklung wirk-
samer Impfstoffe und die fast absolute Gewissheit, 
dass bei einer Vollimmunisierung ein schwerer 
Krankheitsverlauf vermieden werden kann. Dies, 
und der Umstand einer hohen Durchimpfungsrate, 
sollte uns Zuversicht geben, dass bei zunehmender 
Immunisierung der Bevölkerung und rascher medi-
zinischer Fortschritte die extremen Auswirkungen 
der Pandemie in absehbarer Zeit hinter uns ge-
bracht werden können.

Ein wesentlicher programmatischer Punkt in der 
heurigen Steuerlandschaft ist die Ökosoziale Steuer-
reform 2022, auf die wir ausführlich eingehen dürfen. 
Wesentlicher Bestandteil sind einerseits Tarif-
senkungen in der Lohnsteuer und die beabsichtigte 
Senkung der Körperschaftsteuer sowie steuer-
lenkende Maßnahmen im Bereich von umwelt-
freundlichen Investitionen und Schritte in Rich-
tung Kostenwahrheit in Bezug auf CO2-Emissionen.

STEUERREFORM 2022

ÖKOSOZIALE STEUERREFORM 2022
Seit Anfang November liegt der Begutachtungsentwurf 
für die ökosoziale Steuerreform vor. Die Regierung ver-
folgt mit der Steuerreform das Ziel, die Menschen in  
Österreich zu entlasten, Kostenwahrheit in Bezug auf 
CO2-Emissionen herzustellen sowie eine wachstumsför-
dernde Standortpolitik sicherzustellen. Anfang des Jahres 
2022 soll die Steuerreform im Parlament beschlossen 
werden. Die Änderungen sollen dann schrittweise ab 2022 
in Kraft treten. Der vorliegende Beitrag stellt die wesent-
lichen Änderungen durch die Steuerreform sowie die 
Highlights der Ausgleichs- und Entlastungsmaßnahmen 
überblicksmäßig dar.

SENKUNG DER ZWEITEN UND DRITTEN TARIFSTUFE 
BEI DER EINKOMMENSTEUER
Die zweite und dritte Tarifstufe soll wie folgt gesenkt werden:

ab 1.7.2022: 30% statt 35% für Einkommensteile über  
€ 18.000 bis € 31.000

ab 1.7.2023: 40% statt 42% für Einkommensteile über  
€ 31.000 bis € 60.000
Durch die unterjährige Senkung des Steuersatzes kommt 
für die Kalenderjahre 2022 und 2023 bei der Veranlagung 
ein Mischsteuersatz in diesen Tarifstufen von 32,5% (2022) 
bzw 41% (2023) zur Anwendung. Beim Lohnsteuerabzug 
ist im Jahr 2022 ab 1.7. ebenfalls der Mischsteuersatz von 
32,5% anzuwenden. Für die erste Jahreshälfte muss dann 
der Arbeitgeber ehestmöglich, spätestens aber bis 
30.9.2022, eine Aufrollung unter Berücksichtigung des 
Mischsteuersatzes von 32,5% vornehmen. Im Jahr 2023 ist 
mit dem Mischsteuersatz von 41% analog vorzugehen. 

SENKUNG DER KÖRPERSCHAFTSTEUER
Der Körperschaftsteuersatz soll für die Veranlagung 2023 
auf 24% bzw ab der Veranlagung 2024 auf 23% gesenkt 
werden. Bei einem abweichenden Wirtschaftsjahr gilt für 
Einkommensteile aus dem früheren Wirtschaftsjahr jeweils 
der alte KöSt-Satz. Diese Einkommensteile können ent-
weder pauschal nach Kalendermonaten oder exakt durch 
einen Zwischenabschluss ermittelt werden. 

SENKUNG DER KRANKENVERSICHERUNGSBEITRÄGE
Der Krankenversicherungsbeitrag für Arbeitnehmer mit 
einem monatlichen Entgelt bis € 1.100 soll von derzeit 
3,87% um 1,7 Prozentpunkte auf 2,17% gesenkt werden. 
Das Ausmaß der Senkung wird in mehreren Stufen einge-
schliffen und beträgt bei einem monatlichen Entgelt über 
€ 2.400 bis zu € 2.500 noch 0,2 Prozentpunkte. Die Kran-
kenversicherungsbeitrag der Pensionisten wird ebenfalls 
stufenweise bis zu einer Bruttopension bis € 2.200 abge-
senkt. Auch bei den Selbständigen soll die Reduktion bei 
einer monatlichen Beitragsgrundlage bis € 1.100 auf 5,1% 
gestaffelt bis € 2.500 auf 6,6% zum Tragen kommen. Die 
Änderungen sollen ab 1.7.2022 in Kraft treten. 

ERHÖHUNG FAMILIENBONUS PLUS UND KINDER-
MEHRBETRAG
Der Familienbonus Plus wird ab 1.7.2022 für Kinder bis  
18 Jahre von monatlich € 125 auf € 166,68 angehoben (ab 
2023 jährlich daher € 2.000). Für Kinder ab 18 Jahren be-
trägt der neue monatliche Betrag € 54,18 (ab 2023 € 650 
p.a.). 

Für Niedrigverdiener, die nicht oder nur teilweise in den 
Genuss des Familienbonus kommen, soll der Kinder-
mehrbetrag von bis zu € 350 (Jahr 2022) bzw € 450 (ab 
2023) pro Kind angehoben werden. Voraussetzung ist, 

Mein Dank gilt heuer ganz be-
sonders unseren Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern, die 
mit all der Umsetzung der 
wirtschaftlichen COVID-Hilfs-
maßnahmen gefordert und 
beschäftigt waren und diese 
zusätzlichen Serviceleistungen 
neben der laufenden Arbeit 
bravourös gemeistert haben.

Ganz herzlich darf ich mich 
aber auch für Ihre Treue be-
danken. Ich wünsche Ihnen in 
dieser besonderen Zeit frohe 
Festtage und alles erdenklich 
Gute für 2022.

Ihr Dr. Martin Winner
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dass zumindest an 30 Tagen im Jahr aktive Erwerbsein-
künfte erzielt werden. Ab der Veranlagung 2022 soll der 
Kindermehrbetrag auch dann gewährt werden, wenn beide 
Partner Einkünfte erzielen und die darauf entfallende Tarif-
steuer jeweils unter € 450 liegt. 

NEUER SONDERAUSGABEN TATBESTAND FÜR  
THERMISCHE SANIERUNG UND HEIZKESSELTAUSCH 

Ausgaben für die thermische Sanierung von Gebäuden 
bzw. den Ersatz eines fossilen Heizungssystems (Heiz-
kesseltausch) sollen als Sonderausgabe abgesetzt werden 
können, sofern für diese Ausgaben eine Förderung des 
Bundes nach dem Umweltförderungsgesetz nach dem 
30.6.2022 ausbezahlt wurde. Die Ausgaben müssen ab-
züglich aller ausbezahlten Förderungen aus öffentlichen 
Mittel (also auch von Ländern und Gemeinden) bei der 
thermischen Sanierung € 4.000 und beim Heizkessel-
tausch € 2.000 übersteigen. Die Ausgaben können über 
fünf Jahre verteilt mit € 800 p.a. (für die thermische Sa-
nierung) bzw € 400 pa (für den „Heizkesseltausch“) als 
Sonderausgabe abgesetzt werden, wobei pro Jahr nur ein 
Pauschbetrag angesetzt werden darf. Werden innerhalb 
des Verteilungszeitraumes weitere Förderungen ausbe-
zahlt, verlängert sich der Zeitraum auf zehn Jahre. 

STEUERFREIE GEWINNBETEILIGUNG FÜR MITARBEITER

Ab dem 1.1.2022 soll die Beteiligung der Mitarbeiter am 
Gewinn bis zu einem Betrag von € 3.000 p.a. steuerfrei 
bleiben. Voraussetzung ist, dass die Gewinnbeteiligung 
allen Arbeitnehmern oder bestimmten Gruppen von Ar-
beitnehmern – wie dies schon von anderen Steuerbefrei-
ungen bekannt ist – gewährt wird. Die Gruppenmerkmale 
müssen betriebsbezogen sein, wobei innerhalb einer 
Gruppe die Höhe der Begünstigung nach objektiven Merk-
malen, wie z.B. Prozentsatz des Bruttobezuges gestaffelt 
werden kann. Die Steuerfreiheit steht nur insoweit zu als 
die Summe der gewährten Gewinnbeteiligung den steuer-
lichen Vorjahresgewinn nicht übersteigt. 

ACHTUNG: Im Gegensatz zu den Bestimmungen über die 
steuerfreie Kapitalbeteiligung ist derzeit eine Befreiung 
von den Lohnnebenkosten bzw. der Sozialversicherung 
nicht vorgesehen. 

ERHÖHUNG GEWINNFREIBETRAG

Der Grundfreibetrag beim Gewinnfreibetrag soll für Wirt-
schaftsjahre, die ab dem 1.1.2022 beginnen, von 13% auf 
15% erhöht werden. Damit steigt der Grundfreibetrag, für 
den keine Investitionen erforderlich sind, von bisher € 

3.900 auf € 4.500. Für die über den Grundfreibetrag  
hinausgehenden Gewinne von über € 30.000 bleiben die 
Stufen und Prozentsätze unverändert. Der Höchstbetrag 
für den GFB erhöht sich damit auf € 45.950. 

ERHÖHUNG GRENZE FÜR GERINGWERTIGE WIRT-
SCHAFTSGÜTER 

Die Grenze für die Sofortabschreibung von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern soll mit Wirkung ab 1.1.2023 von derzeit 
€ 800 auf € 1.000 angehoben werden. Diese Maßnahme 
wirkt sich nicht nur bei den betrieblichen Einkünften, son-
dern etwa auch bei den Werbungskosten aus unselb-
ständiger Tätigkeit aus. 

INVESTITIONSFREIBETRAG MIT ÖKO-ZUSCHLAG 

Der Investitionsfreibetrag (IFB) beträgt grundsätzlich 10% 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und kann im 
Jahr der Anschaffung bzw Herstellung als zusätzliche Be-
triebsausgabe geltend gemacht werden. Um insbesondere 
klimafreundliche Investitionen anzukurbeln, erhöht sich 
der Investitionsfreibetrag auf 15% bei Anschaffung bzw. 
Herstellung von abnutzbaren Wirtschaftsgütern, die dem 
Bereich Ökologisierung zuzuordnen sind. Der Investiti-
onsfreibetrag soll maximal von Anschaffungs- und Her-
stellungskosten von € 1 Mio im Wirtschaftsjahr in An-

spruch genommen werden können. Umfasst das Wirt-
schaftsjahr keine zwölf Monate, so ist der Betrag entspre-
chend zu aliquotieren.

Voraussetzung für die Geltendmachung des Investitions-
freibetrags ist, dass die entsprechenden Wirtschaftsgüter 
eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von minde-
stens vier Jahren haben und einem inländischen Betrieb 
bzw. einer inländischen Betriebsstätte zuzuordnen sind.

Für bestimmte Wirtschaftsgüter kann der Investitions-
freibetrag nicht in Anspruch genommen werden (ähnlich 
wie bei der degressiven AfA). Dazu zählen:
■ Wirtschaftsgüter, die für den investitionsbedingten Ge-

winnfreibetrag verwendet werden, 
■ Wirtschaftsgüter, für die gem § 8 EStG eine Sonderform 

der AfA vorgesehen ist (das sind Gebäude bzw. PKWs 
und Kombinationskraftwagen, ausgenommen KFZ mit 
einem CO2-Emissionswert von 0 g pro km), 

■ geringwertige Wirtschaftsgüter, 
■ unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht dem Bereich 

Digitalisierung, Ökologisierung und Gesundheit/Life 
Science zuzuordnen sind, 

■ gebrauchte Wirtschaftsgüter 
■ Anlagen iZm fossilen Energieträger 

Der IFB kann auch für Wirtschaftsgüter geltend gemacht 
werden, die degressiv abgeschrieben werden oder für die 
eine Forschungsprämie beansprucht wird. 

Scheiden Wirtschaftsgüter, für die der Investitionsfreibe-
trag in Anspruch genommen wurde, vor Ablauf der Frist 
von vier Jahren aus dem Betriebsvermögen aus oder  
werden sie ins Ausland verbracht, soll es zu einer Nach-
versteuerung kommen. Der Investitionsfreibetrag soll 
erstmals für Wirtschaftsjahre zur Anwendung kommen, 
die nach dem 31.12.2022 beginnen.

REGIONALER KLIMABONUS
Zum Ausgleich der erhöhten Ausgaben durch die CO2-
Bepreisung erfolgt eine pauschale Rückvergütung über 
den regionalen Klimabonus, der unter Berücksichtigung 
der Infrastruktur und der öffentlichen Verkehrsanbindung 
zwischen € 100 und € 200 pro Person und Jahr liegen 
soll, wobei für Kinder ein Zuschlag von 50% geplant ist. 
Die genauen Modalitäten der Auszahlung sind noch nicht 
bekannt.

BESTEUERUNG VON KRYPTOWÄHRUNGEN
Gewinne aus der Veräußerung von Kryptowährungen wer-
den derzeit nur innerhalb der einjährigen Spekulations-
frist besteuert. Im Zuge der ökosozialen Steuerreform 
soll es nun auch zu weitreichenden Neuerungen in Bezug 
auf die Besteuerung von Kryptowährungen kommen. Dabei 
soll die Besteuerung von Kryptowährungen in Einklang 
mit der Besteuerung von Wertpapieren gebracht werden. 
Zu den Einkünften sollen künftig sowohl die laufenden 
Einkünfte aus Kryptowährung (Früchte) als auch die reali-
sierte Wertsteigerung zählen.
Für Einkünfte aus Kryptowährungen soll der besondere 
Steuersatz von 27,5% zur Anwendung kommen. In Kraft 
treten sollen die Neuerungen am 1.3.2022 für alle Krypto-
währungen, die seit dem 28.2.2021 angeschafft wurden. 
Für gehaltene Kryptowährungen, die vor dem 28.2.2021 
gekauft wurden, ist bei Inkrafttreten der Neuerungen die 
einjährige Spekulationsfrist bereits abgelaufen.

WEITERE GEPLANTE GESETZES- 
ÄNDERUNGEN
Am 19.11.2021 wurden noch Initiativanträge zu einer Reihe 
von steuerlichen und gesellschaftsrechtlichen Änderun-
gen im Nationalrat eingebracht, die – im Gegensatz zur 
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Ökosozialen Steuerreform – noch vor Jahresende be-
schlossen werden sollen. Zu den wichtigsten für Sie bedeut-
samen Änderungen zählen:

ARBEITSPLATZPAUSCHALE ODER DAS „HOMEOFFICE-
PAUSCHALE FÜR SELBSTÄNDIGE“

Erleichterungen bei der steuerlichen Anerkennung eines 
Arbeitszimmers werden schon seit Jahren gefordert. Dieser 
Forderung soll nun ab der Veranlagung 2022 mit der Ein-
führung eines Pauschalbetrages Rechnung getragen 
werden, mit dem die Aufwendungen aus der betrieblichen 
Nutzung des privaten Wohnraumes pauschal abgegolten 
werden. Voraussetzung für die Geltendmachung des Ar-
beitsplatzpauschales ist, dass dem Steuerpflichtigen kein 
anderer ihm zurechenbarer Raum für die Ausübung der 
betrieblichen Tätigkeit zur Verfügung steht. Das Arbeits-
platzpauschale soll € 1.200 pro Jahr betragen bzw € 300 
pa., wenn die Einkünfte aus einer anderen aktiven Er-
werbstätigkeit, für die ein anderer Raum zur Verfügung 
steht, mehr als € 11.000 betragen. Daneben können noch 
Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar (Schreib-
tisch, Drehstuhl, Beleuchtung) bis zu insgesamt € 300 pa. 
abgesetzt werden. Sind die Ausgaben dafür höher, können 
im Jahr 2023 nochmals bis zu € 300 abgesetzt werden. 

ESSENSGUTSCHEINE

Nunmehr soll gesetzlich festgelegt werden, dass die 
Steuerbefreiung für die € 8 - Essensgutscheine ab dem 
Jahr 2022 auch dann gelten soll, wenn die Mahlzeiten von 
einer Gaststätte oder einem Lieferservice zubereitet bzw. 
geliefert werden, aber beispielsweise in der Wohnung des 
Dienstnehmers konsumiert werden. Diese Ausweitung 
war für die Jahre ab 2020 bereits in Rz 97 LStR enthalten. 

SANIERUNGSGEWINNE

Einer langen Forderung der Wirtschaft entsprechend sollen 
Sanierungsgewinne auch dann steuerlich begünstigt wer-
den, wenn diese aus einer außergerichtlichen Sanierung 
stammen. Die Neuregelung soll bereits ab der Veranla-
gung 2021 gelten.

VERLÄNGERUNG VON AUFSTELLUNGS- UND OFFEN-
LEGUNGSFRISTEN IZM JAHRESABSCHLÜSSEN

Nach derzeitiger gesetzlicher Regelung gilt für Jahresab-
schlüsse mit Bilanzstichtag nach dem 31.12.2020 die ge-
wohnte 5-Monatsfrist für die Aufstellung bzw. müssten 
diese spätestens 9 Monate nach dem Bilanzstichtag beim 
Firmenbuch eingereicht werden. Nunmehr soll die ver-
längerte Frist von 9 Monaten für die Aufstellung von Jahres-
abschlüssen für alle Jahresabschlüsse mit Bilanzstichtag 
vor dem 1.10.2021 gelten. Diese Jahresabschlüsse müssen 
auch erst innerhalb von 12 Monaten (statt 9 Monaten) beim 
Firmenbuch eingereicht bzw. veröffentlicht werden. Für 
Jahresabschlüsse mit Bilanzstichtagen ab dem 1.10.2021 
und vor dem 31.1.2022 soll die Aufstellungsfrist späte-
stens am 30.6.2022 und die Offenlegungsfrist spätestens 
am 30.9.2022 enden. Die Neuregelung soll Wirkung auch 
für die Vergangenheit entfalten.

VERLÄNGERUNG DER COVID-19-HILFEN 
BIS MÄRZ 2022
Um die negativen wirtschaftlichen Folgen des bundesweiten 
Lockdowns seit 22.11.2021 abzufedern, hat sich die Bundes- 
regierung dazu entschieden, einige Corona-Hilfsmaß-
nahmen in die Verlängerung zu schicken. Dabei möchten 
wir Sie auf die wichtigsten Änderungen bzw. Erweite-
rungen aufmerksam machen:

CORONA-KURZARBEIT

Wir befinden uns derzeit in Phase 5 der Corona-Kurzarbeit. 
Die Vorschriften über die Phase 5 sind seit 1.7.2021 (und 
bis zum 30.6.2022) grundsätzlich gültig. Auf Grund des 

neuerlichen Lockdowns gibt es dafür zahlreiche Erleich-
terungen. Die wichtigsten Änderungen für die Lockdown-
Zeit sind:

■ Antragstellung

Eine rückwirkende Antragstellung ist wieder möglich. Die 
Antragstellung ist für alle Unternehmen, die die Kurzarbeit 
während des Lockdowns beginnen, rückwirkend für vier 
Wochen möglich. Für alle Unternehmen, die bereits die 
Kurzarbeitshilfe beziehen, ist bei besonders betroffenen 
Unternehmen ein Antrag auf Änderung mit der Begrün-
dung „Betretungsverbot“ einzubringen.

■ Wirtschaftliche Begründung durch den Steuerberater 
und Beantragungszeitraum

Die Pflicht, eine wirtschaftliche Begründung durch den 
Steuerberater bestätigen zu lassen, entfällt für direkt be-
troffene Unternehmen und für alle Unternehmen, die 
Kurzarbeit nur für die Zeit des Lockdowns beantragen. 
Wichtig: Wir empfehlen die Kurzarbeit mindestens bis 
zum Ende des voraussichtlichen Lockdowns am 
12.12.2021 zu beantragen. Sollte der Lockdown kürzer 
ausfallen, müsste der Antrag dahingehend abgeändert 
werden.

■ Erhöhung der Beihilfe

Direkt betroffene Branchen erhalten eine ungekürzte Bei-
hilfe in Höhe von 100% (anstelle 85%) bis zum 31.12.2021. 
Die Sozialpartner haben sich mit der Bundesregierung 
auf eine Verlängerung bis 31.3.2022 geeinigt.

■ Beratungsverfahren und Anzeigepflicht

Das vorgelagerte Beratungsverfahren sowie die vorher-
gehende Anzeige beim AMS entfällt. Der Antrag ist im Web-
portal einzubringen. Ab 6.12.2021 wird im Begehren die 
Frage nach einem abgeschlossenen Beratungsverfahren 
entfernt. In Anträgen, die bis dahin eingebracht werden, 
ist das Feld „Beratungsverfahren abgeschlossen“ immer 
mit „Ja“ zu beantworten 

■ Weiterbildungen Lehrlinge

Die Verpflichtung, mindestens 50% der Ausfallszeit von 
kurzarbeitenden Lehrlingen für die Weiterbildungsmaß-
nahmen zu nutzen, entfällt für die Monate November und 
Dezember 2021.

■ Genehmigung von Arbeitsausfällen von mehr als 90%

Die Genehmigung von Arbeitsausfällen von durchschnittlich 
mehr als 90% in direkt vom Lockdown betroffenen Bran-
chen ist erst im Nachhinein möglich. Im Antrag ist jeden-
falls der Ausfall mit höchstens durchschnittlich 90% an-
zugeben. Die Überschreitung von durchschnittlich 90% ist 
nur möglich, wenn in den übrigen Abrechnungsmonaten 
jeweils nicht mehr als 90% Ausfallsstunden vorliegen.

■ Trinkgeldersatz in den Trinkgeldbranchen

Die Sozialpartner einigten sich im Rahmen des Gesamt-
pakets darauf, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in Trinkgeldbranchen ab 1.12.2021 für die Dauer der Kurz-
arbeit eine erhöhte Vergütung wie bereits in der Phase 3 
(v.a. im November 2020) erhalten. 
■ Richtlinie „Starthilfe für Saisonbetriebe“

Zur Unterstützung der Saisonbetriebe beim Start in die 
Wintersaison und zur Überbrückung des für die Kurzarbeit 
fehlenden ersten Monats vor Beginn der KUA wurde die 
Starthilfe für Saisonbetriebe geschaffen.

AUSFALLSBONUS III

Der Ausfallsbonus wird für die Kalendermonate November 
2021 bis März 2022 verlängert (Ausfallsbonus III). Er ist 
monatlich mit € 80.000 gedeckelt und beträgt bei Vorlie-
gen der Anspruchsvoraussetzungen mindestens € 100. 
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Der Bezug von Kurzarbeitsbeihilfe kann den Ausfallsbonus 
auf Grund der Deckelung verringern. Es ist ein Umsatzein-
bruch von mindestens 30% (in den Monaten November 
und Dezember 2021) bzw 40% (ab Jänner 2022) zum Ver-
gleichsmonat notwendig und die Ersatzrate beträgt, je 
nach Kostenstruktur der Branche (Branchenliste, wie 
beim Ausfallsbonus II folgt noch) zwischen 10% und 40%. 
Der Ausfallsbonus umfasst nur einen Bonus, keinen Vor-
schuss auf den FKZ 800. Beantragbar ist der Ausfalls-
bonus ab dem 10. des Folgemonats bis zum 9. des Viert-
folgemonats. Um die Fristen besser im Auge zu behalten, 
dürfen wir Ihnen eine kurze Übersicht geben:

sonst droht eine Rückzahlung der Hilfe. Erhält ein Unter-
nehmen eine Verwaltungsstrafe aufgrund von Verstößen, 
z.B. im Zusammenhang mit 2G-Kontrollen, so müssen die 
Hilfen für den jeweiligen Monat zurückerstattet werden.

AKTUELLES AUS DER LOHNVER- 
RECHNUNG
Die Arbeitswelt hat sich 2021 verändert. Einerseits hat 
das Arbeiten im Homeoffice – nicht nur coronabedingt – 
zugenommen, anderseits wurde mit Einführung des Klima-
tickets ein deutlicher Anreiz für die Verwendung der öf-
fentlichen Verkehrsmittel gesetzt. Für den Arbeitgeber 
gilt es vor dem Jahresende einige formalen Vorausset-
zungen zu überprüfen und zu dokumentieren, damit die 
steuerfreie Behandlung in der Lohnverrechnung auch einer 
Betriebsprüfung Stand hält. 

HOMEOFFICE
Arbeiten im Homeoffice, also die regelmäßige Erbringung 
von Arbeitsleistung in der Privatwohnung des Arbeitneh-
mers, ist für viele zur Gewohnheit geworden. Im Entwurf 
des Wartungserlasses zu den Lohnsteuerrichtlinien wurden 
die steuerlichen Rahmenbedingungen konkretisiert.
■ Homeoffice-Vereinbarung
Voraussetzung ist eine schriftliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer (siehe auch Seite 12). Damit 
besteht kein Rechtsanspruch des Arbeitnehmers auf Ho-
meoffice, aber auch keine Möglichkeit der einseitige An-
ordnung durch den Arbeitgeber. Der Unfallversiche-
rungsschutz gilt in gleicher Weise im Homeoffice wie am 
Arbeitsplatz.
■ Unentgeltlich überlassene Arbeitsmittel
Es wird klargestellt, dass die unentgeltliche Überlassung 
von digitalen Arbeitsmitteln an den Arbeitnehmer ab 
1.1.2021 steuer-, sozialversicherungs- und lohnnebenko-
stenfrei ist. Zu den digitalen Arbeitsmitteln zählen Com-
puter, Tastatur, Bildschirm, Handy und Router. Eine teil-
weise Privatnutzung ist unschädlich.
■ Homeoffice-Tage
Als Homeoffice-Tag zählt jener Tag, an dem der Arbeit-
nehmer seine Tätigkeit ausschließlich im Homeoffice 
ausübt. Wird ein Arbeitstag sowohl im Homeoffice als 
auch im Büro bzw. auf Dienstreise verbracht, liegt kein 
Homeoffice-Tag vor. Unter „Home“ wird nicht nur die private 
Wohnung des Arbeitnehmers (egal ob Haupt- oder Ne-
benwohnsitz) verstanden, sondern auch die Wohnung des 
Lebenspartners und von nahen Angehörigen. Nicht da-
runter fallen Restaurants, Cafés, Vereinslokale oder öf-
fentliche Flächen wie Parks.
■ Homeoffice-Pauschale
Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer ein nicht steuer-
bares Homeoffice-Pauschale in Höhe von bis zu € 3 pro 
Tag, gedeckelt mit 100 Homeoffice-Tagen pro Jahr ge-
währen. Die Obergrenze von € 300 gilt auch bei mehreren 
Arbeitgebern nur einmal.

Alternativ hat der Arbeitnehmer die Möglichkeit, die ma-
ximal mögliche € 300 Homeoffice-Pauschale als Wer-
bungskosten zusätzlich zum allgemeinen Werbungsko-
stenpauschale (€ 132) bei der Veranlagung der Jahre 
2021 – 2023 geltend zu machen. Vom Arbeitgeber be-
zahltes Homeoffice-Pauschale ist selbstverständlich ab-
zuziehen (Differenzwerbungskosten).

NEU: Auch für Selbständige wurde nun mittels Initiativan-
trags die Möglichkeit der Geltendmachung einer Art „Home-
office-Pauschale“ ermöglicht, nämlich die Arbeitsplatz-
pauschale. 
■ Pendlerpauschale und Homeoffice
Ab dem 1.7.2021 kann an einem Arbeitstag nur entweder 
das Pendlerpauschale oder das Homeoffice-Pauschale 

Ausfall- Vergleichs- beantrag- beantrag-
-bonus III zeitraum bar ab bar bis

Nov. 2021 Nov. 2019 16.12.2021 15.03.2022

Dez. 2021 Dez. 2019 16.01.2022 15.04.2022

Jän. 2022 Jän. 2020 16.02.2022 15.05.2022

Feb. 2022 Feb. 2020 16.03.2022 15.06.2022

Mär. 2022 März 2020 16.04.2022 15.07.2022

VERLÄNGERUNG DES VERLUSTERSATZES

Der bisher bestehende und schon einmal verlängerte Ver-
lustersatz (bis 31.12.2021) wurde auf Grund des Lock-
downs erneut verlängert. Die Verlängerung gilt für Zeit-
räume von Jänner bis März 2022. Auch hier wird ein 
Umsatzeinbruch von mindestens 40% vorausgesetzt. Die 
Ersatzrate beträgt 70% bis 90% des Verlustes. Beantragbar 
wird der verlängerte Verlustersatz ab Anfang 2022 sein, 
es sind dazu noch Details offen. Anträge können für maximal 
drei Betrachtungszeiträume gestellt werden (also maximal 
für den gesamten verlängerten Zeitraum). Der ursprüng-
liche Verlustersatz (bis 30.6.2021), die erste Verlängerung 
(bis 31.12.2021) und die zweite Verlängerung (Jänner bis 
März 2022) sind jeweils getrennt zu betrachten, d.h. inner-
halb des Betrachtungszeitraums jeder Verlängerung ist 
für jeweils drei zeitlich zusammenhängende Betrach-
tungszeiträume ein Antrag möglich.

Für den ursprünglichen Verlustersatz (Betrachtungs-
zeiträume bis 30.6.2021) wurde mit 22.11.2021 die Bean-
tragungsfrist der zweiten Tranche bis 31.3.2022 (bislang 
31.12.2021) verlängert. Die Endabrechnung muss eben-
falls bis 31.3.2022 erfolgen.

BEANTRAGUNGSFRIST FÜR DEN FKZ 800 VERLÄNGERT
Die Frist für die Beantragung der zweiten Tranche bzw. 
des ganzen Fixkostenzuschusses 800.000 (FKZ 800) läuft 
nun bis spätestens 31.3.2022 (bislang 31.12.2021). Wird 
bis zum 31.3.2022 kein Antrag auf Gewährung des FKZ 
800 eingebracht, so müssen alle erhaltenen Vorschüsse 
auf den FKZ 800 zur Gänze zurückbezahlt werden.

VERLÄNGERUNG HÄRTEFALLFONDS

Der Härtefallfonds, der grundsätzlich dann zusteht, wenn 
ein Einkommensrückgang von mindestens 40% vorliegt 
oder laufende Kosten nicht länger gedeckt werden können, 
soll ebenfalls für die Zeit November 2021 bis März 2022 
verlängert werden. Die Ersatzrate beträgt 80% zzgl. € 100 
des Nettoeinkommensentgangs, wobei der maximale 
Rahmen bei € 2.000 liegt. Anspruchsberechtigte erhalten 
für die Lockdown-Monate November und Dezember 2021 
mindestens € 1.100, Anfang 2022 dann mindestens € 600. 
Das Umsatzminus muss im November und Dezember 
30%, Anfang 2022 dann 40% im Vergleich zur Vorkrisen-
zeit betragen. 

NEU soll geregelt werden, dass sich alle geförderten Unter-
nehmen an die Covid-19-Bestimmungen halten müssen, 
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berücksichtigt werden. Für das Pendlerpauschale ab dem 
1.7.2021 werden wieder die Anzahl der Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte herangezogen. Ab 11 Tagen 
Pendeln zum Arbeitsplatz steht das volle Pendlerpau-
schale zur Verfügung. An den dazwischenliegenden Ho-
meoffice-Tagen steht das Homeoffice-Pauschale zu.

■ Lohnkonto

Neu in das Lohnkonto und in den Lohnzettel L16 aufzu-
nehmen ist die Anzahl der Homeoffice-Tage pro Kalender- 
jahr und die Summe des vom Arbeitgeber nicht steuerbar 
ausgezahlten Homeoffice-Pauschales. Dies ist notwendig 
für die Bemessung des Homeoffice-Pauschales, sei es für 
die Vergütung des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer 
oder für die Geltendmachung als Werbungkosten beim 
Arbeitnehmer.
■ Ab 1.7.2021 Erweiterung der Steuerbefreiung  
(Öffi-Ticket / Klimaticket)

Um die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel noch attrak-
tiver zu machen, wurde die Steuerbefreiung nun auf alle 
Ticketarten (1-2-3-Ticket, Netzkarte, Streckenkarte) aus-
gedehnt, sofern die Karte zumindest am Wohn- oder Ar-
beitsort gültig ist. Dies gilt somit auch für das Klimaticket. 
Die Steuerbefreiung setzt jedoch voraus, dass die Tickets 
für Fahrten innerhalb eines längeren Zeitraums gelten 
(Wochen-, Monats- oder Jahreskarten). Damit sind Einzel-
fahrscheine und Tageskarten nicht umfasst. Die Über-
tragbarkeit solcher Karten ist nicht begünstigungsschäd-
lich. Fallen dafür allerdings Zusatzkosten an, sind nur 
jene Kosten begünstigt, die für eine nicht übertragbare 
Karte zu leisten sind.

Als deutliche Erleichterung wird die seit 1.7.2021 beste-
hende Möglichkeit empfunden, die gänzliche oder teilwei-
se Übernahme der Kosten einer Wochen-, Monats- oder 
Jahreskarte für ein öffentliches Verkehrsmittel durch den 
Arbeitgeber steuerfrei zu behandeln. Es ist daher auch 
möglich, dass eine Wochen-, Monats- oder Jahreskarte 
sowie das Klimaticket auch für das gesamte Bundesland 
ausgestellt ist, aber der Arbeitgeber nur einen Teil der 
Kosten (also jenen für die Wegstrecke Wohnung – Arbeits-
stätte) steuerfrei übernimmt, sofern die Karte zumindest 
entweder am Wohnort oder am Arbeitsort gültig ist. Voraus-
setzung für die Steuerbefreiung ist, dass der Arbeitnehmer 
die Rechnung dem Arbeitgeber vorlegt und dieser die 
Rechnung des Verkehrsunternehmens oder eine Kopie des 
Tickets als Nachweis zum Lohnkonto nimmt.

Hinweis: Die erweiterte Steuerbefreiung ist nur für Tickets 
anwendbar, die ab 1.7.2021 gekauft oder verlängert werden.  
Nicht befreit sind allerdings Kostenersätze, die der Arbeit-
geber ab 1.7.2021 für Tickets, die bereits vor dem 1.7.2021 
erworben oder verlängert wurden, leistet. 

Treffen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung zu, 
so liegt seit 1.7.2021 auch in der Sozialversicherung eine 
Beitragsbefreiung vor. Weiters fallen weder Dienstgeber-
beiträge (DB und DZ) noch Kommunalsteuer an.
■ Klimaticket: Betriebsausgabe und Umsatzsteuer
Sowohl das Jobticket als auch das Öffi-Ticket und das Kli-
maticket gelten als Betriebsausgaben auf Seiten des Arbeit-
gebers. Derartige Kosten sind entsprechend der betrieb-
lichen oder beruflichen Verwendung abzugsfähig.

Ein Vorsteuerabzug wäre grundsätzlich nur möglich, 
wenn die Leistung zu mindestens 10% unternehme-
rischen Zwecken dient (§ 12 Abs 2 Z 1 UStG). Der Arbeit-
geber kann für den Kauf des Jobtickets einen Vorsteuer-
abzug geltend machen. Gleichzeitig ist er aber dazu 
verpflichtet, für die Weitergabe Umsatzsteuer abzuführen, 
und zwar:

a) als „Eigenverbrauch“ bei kostenloser Gewährung oder

b) als „Normalwert“ bei entgeltlicher Zurverfügungstellung.

SPLITTER 
ELEKTROFAHRZEUGE
Über die steuerlichen Vorteile von Elektrofahrzeugen haben 
wir bereits mehrfach in der WINNER.INFO berichtet. Die 
Überlassung von Elektroautos, aber auch von E-Fahrrä-
dern oder E-Krafträdern an Dienstnehmender für private 
Zwecke erfreut sich immer größerer Beliebtheit, da für 
die Anschaffung oder Miete grundsätzlich ein Vorsteuer-
abzug geltend gemacht werden kann und auch kein Sach-
bezug versteuert werden muss. Bei Überlassung von 
Elektrofahrrädern verliert der Dienstnehmer überdies 
auch nicht den Anspruch auf ein allfälliges Pendlerpau-
schale. Die ganze Sache hat allerdings einen kleinen Ha-
ken: die Finanzverwaltung vertritt die Meinung, dass der 
Vorsteuerabzug nur dann zusteht, wenn eine mindestens 
10%ige betriebliche Nutzung nachgewiesen wird. Bei 
einem Elektro-Dienstauto wird vermutlich leichter nach-
weisbar sein, dass das Dienstauto zumindest zu 10% für 
Dienstfahrten verwendet wird. Bei E-Fahrrädern wird dies 
schon schwieriger werden. Um den Vorsteuerabzug gel-
tend machen zu können, sollten daher die betrieblichen 
Fahrten lückenlos dokumentiert werden. Beachten Sie 
aber, dass die Fahrten von der Wohnung zur Arbeitsstätte 
als Privatfahrten zu werten sind. Dem Vernehmen nach 
soll dies bei künftigen Betriebsprüfungen verstärkt kon-
trolliert werden. 

AKTUELLE HÖCHSTGERICHTLICHE  
ENTSCHEIDUNGEN
VWGH: ENTSCHÄDIGUNGEN FÜR WERTMINDERUNGEN 
VON BETRIEBSGRUNDSTÜCKEN 
Ganz besonders freut uns, dass ein Urteil eines Klienten 
unserer Kanzlei vom VwGH positiv abgesprochen wurde: 
Entschädigungen für Wertminderungen von Betriebs-
grundstücken: Wird beispielsweise von einer Versicherung 
eine Entschädigung für eine außergewöhnliche Wertmin-
derung eines Betriebsgrundstückes geleistet (hier Total-
schaden auf Grund eines Brands), so ist diese Entschädi-
gung um den Buchwert zu vermindern und der Restbetrag 
mit dem begünstigten Steuersatz von 30% (Immobiliener-
tragsteuer) der Besteuerung zu unterwerfen. Zu dieser 
Rechtsmeinung gelangt der VwGH in der vorliegenden 
Entscheidung auf Grund der Erläuterungen zum 1. StabG 
2012 (Einführung der Immobilienertragsteuer), da die  
Immobilienertragsteuer geschaffen wurde, um die Aufde-
ckung von stillen Reserven bei Grundstücken abzufedern. 
Eine gleiche Entschädigung für Grundstücke im Privat-
vermögen löst hingegen überhaupt keine Steuerpflicht aus. 

OGH: MIETZINSBEFREIUNG WEGEN PANDEMIE- 
BEDINGTEM BETRETUNGSVERBOT
Der OGH hat sich erstmals seit Beginn der Pandemie zur 
Frage der Mietzinsminderung in Folge eines behördlichen 
Betretungsverbots geäußert. Im gegenständlichen Fall 
wurde einem Sonnenstudiobetreiber eine Mietzinsminde-
rung auf Null wegen des behördlichen Betretungsverbots 
zugestanden. Der OGH hat in seiner Entscheidung jedoch 
nur eindeutig festgehalten, dass es sich bei Covid-19, um 
eine Seuche im Sinne des § 1104 ABGB handelt, und dass 
nur die vollständige Unbrauchbarkeit des Bestandsob-
jekts (im gegenständlichen Fall wurde eine auch nur teil-
weise Nutzung verneint) einen Entfall des Mietzinses be-
wirkt. Keinen Aufschluss gibt dieses Judikat über die 
Frage, wie bei einer teilweisen Nutzung (z.B. Take-Away 
oder Click&Collect) vorzugehen ist. Ebenfalls wurde keine 
Aussage darüber getroffen, ob der Mieter Corona-Hilfs-
maßnahmen (wie z.B. Fixkostenzuschuss) zu beantragen 
hat und in Folge einer Genehmigung an den Vermieter 
weiterreichen muss. Es bleibt daher spannend, wie und 
ob der OGH in weiteren Entscheidungen auf diese offenen 
Fragen eingehen wird.
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VWGH: NEUE MILDERE STRAFREGELUNGEN BEI 
LOHN- UND SOZIALDUMPING

Mit 1. September 2021 trat die Neufassung LSD-BG in 
Kraft. In dieser Neufassung sieht der Gesetzgeber vor, 
dass für Verstöße gegen Meldepflichten, die Verpflichtung 
zur Bereithaltung der Lohnunterlagen und für Unterent-
lohnung nur noch eine Geldstrafe, unabhängig von der 
Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer, zu verhängen ist. 
Mindeststrafen sind nicht mehr vorgesehen. In den vorlie-
genden Entscheidungen hat der VwGH festgehalten, dass 
alle bisher anhängigen Verfahren nach den neuen Straf-
bestimmungen zu lösen sind. Auch ältere Fälle, die von 
den Gerichten mit der alten Rechtslage (nach den Be-
stimmungen des AVRAG) beurteilt wurden, sind nun nach 
den neuen Strafbestimmungen des LSD-BG (mittels Ana-
logie) zu entscheiden.

AUSBLICK AUF 2022
VERÄNDERLICHE WERTE 2022

Hier eine erste Vorschau auf die wichtigsten SV-Werte für 
das Jahr 2022. 

 2022 2021

ASVG-Geringfügigkeitsgrenze      485,85      475,86 

ASVG-Höchstbeitragsgrund-
lage monatlich 

     
5.670,00 

     
5.550,00 

ASVG-Höchstbeitragsgrund-
lage täglich

        
189,00 

        
185,00 

ASVG Höchstbeitragsgrund-
lage jährlich für Sonder-
zahlungen

  
11.340,00 

   
11.100,00 

Grenzwert Dienstgeberabgabe      728,77      713,79 

GSVG/BSVG-Höchstbeitrags-
grundlage monatlich freie 
DN ohne SZ

     
6.615,00 

     
6.475,00 

GSVG/BSVG-Höchstbeitrags-
grundlage jährlich

   
79.380,00 

   
77.700,00 

GSVG/BSVG-Aufwertungszahl            1,02            1,03

REGELBEDARFSSÄTZE FÜR UNTERHALTS- 
LEISTUNGEN 2022

Werden Unterhaltszahlungen an nicht haushaltszugehö-
rige Kinder geleistet, steht ein Unterhaltsabsetzbetrag 
von monatlich € 29,20 (für das 2. Kind € 43,80 und für jedes 
weitere Kind € 58,40) zu. In Fällen, in denen keine behörd-
liche Festsetzung der Unterhaltsleistungen vorliegt, müssen 
zumindest die Regelbedarfsätze bezahlt werden, um den 
vollen Unterhaltsabsetzbetrag geltend machen zu können. 
Bei nur teilweiser Bezahlung des Unterhalts wird der Un-

Kindesalter  
Jahre 0-3 3-6 6-10 10-15 15-19 19-28

Regelbedarfs- 
satz 2022 in E 219 282 362 414 488 611

Regelbedarfs- 
satz 2021 in E 213 274 352 402 474 594

LAST MINUTE - 31.12.2021

■ Spenden

Spenden an begünstigte Spendenempfänger sind grund-
sätzlich bis zu 10% des laufenden Gewinnes bzw. bis zu 
10% des laufenden Jahreseinkommens als Betriebsaus-
gabe/Sonderausgabe steuerlich absetzbar. 

Bei der Veranlagung 2020 und 2021 kann alternativ auf  
die höheren Werte aus der Veranlagung 2019 abgestellt 
werden. 

■ Registrierkassen - Jahresendbeleg

Der Dezember-Monatsbeleg ist gleichzeitig auch der Jah-
resbeleg. Sie müssen daher nach dem letzten getätigten 
Umsatz bis zum 31.12.2021 den Jahresbeleg erstellen 
und den Ausdruck sieben Jahre aufbewahren! Denken Sie 
auch an die Sicherung auf einem externen Datenspeicher.
■ Bei Fruchtgenussobjekten rechtzeitig Substanzabgeltung 
überweisen

Sie haben eine Immobilie unter Vorbehalt des Fruchtge-
nussrechtes verschenkt und die Zahlung einer Substanz-
abgeltung vereinbart, damit Sie weiterhin die Abschrei-
bung geltend machen können? 

Dann denken Sie daran, die Substanzabgeltung auch noch 
heuer an den Geschenknehmer zu überweisen, da Sie an-
sonsten keine Abschreibung geltend machen können. 
Nach Ansicht des BMF ist diese Substanzabgeltung um-
satzsteuerpflichtig.
■ Ankauf von Wertpapieren für optimale Ausnutzung des 
Gewinnfreibetrages 2021

Sollten Sie noch nicht ausreichend Investitionen getätigt 
haben, so ist es am einfachsten, die für den investitions-
bedingten Gewinnfreibetrag (GFB) erforderliche Investi-
tionsdeckung bei Gewinnen über € 30.000 durch den Kauf 
von Wertpapieren zu erfüllen. Als begünstigte Wertpa-
piere gelten alle in EURO begebene Wertpapiere, die zur 
Deckung der Pensionsrückzahlung zulässig sind.

Da es für Gewinne über € 580.000 keinen GFB mehr gibt, 
beträgt die maximal benötigte Investitionssumme € 41.450. 
Bis zum Ultimo sollten die Wertpapiere auf Ihrem Depot 
verfügbar sein!

DAZU DIESE ÜBERSICHT

terhaltsabsetzbetrag aliquot gekürzt. Die monatlichen 
Regelbedarfsätze wurden im Juli 2021 angepasst und 
sind für steuerliche Belangen für das gesamte Kalender-
jahr 2022 heranzuziehen.

  Gewinn   Gewinn 
kum 

GFB GFB in € GFB kum Verwendung

Grundfreibetrag    30.000,00      30.000,00 13%     3.900,00       3.900,00   nicht investitionsbedingt

Investitionsbedingter 
Gewinnfreibetrag

 145.000,00 

 175.000,00 

 230.000,00 

 550.000,00

   175.000,00 

   350.000,00 

   580.000,00 

13%

7%

4,5%

 

  18.850,00   

  12.250,00   

  10.350,00   

  41.450,00   

  22.750,00   

  35.000,00   

  45.350,00   

 

gebunden an den Erwerb 
bestimmter Wirtschafts-
güter/Wertpapiere mit 
einer Mindestnutzungs-
dauer von 4 Jahren

Bitte siehe auch Seite 9!
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STEUERTIPPS FÜR UNTERNEHMER

WORAUF SIE BEI INVESTITIONEN IM JAHR 2021 
ACHTEN SOLLTEN
Dieses Jahr gibt es weiterhin einige besondere Aspekte, 
die für eine Investitionsentscheidung zu beachten sind: 
degressive Abschreibung, beschleunigte Abschreibung 
bei Gebäuden und investitionsbedingter Gewinnfreibetrag 
(siehe Punkt 4).

DEGRESSIVE ABSCHREIBUNG
Für nach dem 30.6.2020 angeschaffte oder hergestellte 
Wirtschaftsgüter kann die Abschreibung mit einem un-
veränderlichen Prozentsatz von bis zu 30% vom jeweiligen 
(Rest)buchwert erfolgen (= degressive Abschreibung). Bei 
Inbetriebnahme in der zweiten Jahreshälfte steht der 
Halbjahressatz zu. 

Ausgenommen sind:
■ Gebäude und andere Wirtschaftsgüter, die Sonderab-

schreibungsregeln unterliegen,
■ KFZ mit CO2-Emissionswerten von mehr als 0 g/km,
■ unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Be-

reichen Digitalisierung, Ökologisierung und Gesund-
heit/Life-Science zuzuordnen sind;

■ gebrauchte Wirtschaftsgüter,
■ Anlagen zur Förderung, Transport, Speicherung oder 

Nutzung fossiler Energieträger.

Die höhere Abschreibung zu Beginn der Nutzungsdauer 
führt bei langlebigen Wirtschaftsgütern zu Liquiditätsvor-
teilen, da mit dem Höchstsatz von 30% nach zwei Jahren 
bereits 51% und nach drei Jahren rd 66% abgeschrieben 
sind. Ein einmaliger Wechsel von degressiver zu linearer 
Abschreibung ist möglich und wird sinnvoll sein, wenn die 
lineare Abschreibung nach einigen Jahren höher ist als 
die degressive. Für Anschaffungen oder Herstellungen 
vor dem 1.1.2022 kann die degressive Abschreibung un-
abhängig vom Unternehmensrecht gewählt werden. Eine 
Maßgeblichkeit der Unternehmensbilanz besteht in diesem 
Fall nicht.

BESCHLEUNIGTE AFA BEI ANSCHAFFUNG ODER 
HERSTELLUNG VON GEBÄUDEN
Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft 
oder hergestellt worden sind, ist eine beschleunigte AfA 
vorgesehen. Der bisher gültige Abschreibungsprozentsatz 
von Gebäuden beträgt ohne Nachweis der Nutzungsdauer 
2,5% bzw 1,5% bei für Wohnzwecke überlassenen Gebäu-
den. Im Jahr, in dem die AfA erstmalig zu berücksichtigen 
ist, kann höchstens das Dreifache des bisher zulässigen 
Höchstsatzes (also 7,5% bzw 4,5%) und im darauffol-
genden Jahr höchstens das Zweifache (also 5% bzw. 3%) 
abgeschrieben werden. Ab dem zweitfolgenden Jahr er-
folgt die Bemessung der AfA wieder mit den Normalsätzen. 
Die Halbjahresabschreibungsregelung ist nicht anzuwenden, 
sodass auch bei Anschaffung oder Herstellung im zweiten 
Halbjahr der volle Jahres-AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

HALBJAHRESABSCHREIBUNG, GWG UND STILLE 
RESERVEN
■ Wenn noch heuer Investitionen getätigt werden und das 

angeschaffte Wirtschaftsgut auch noch bis zum 31. De-
zember 2021 in Betrieb genommen wird, steht Ihnen die 
volle Halbjahresabschreibung zu. 

■ Investitionen mit Anschaffungskosten bis € 800 (exklu-
sive USt. bei Vorsteuerabzug) können sofort als gering-
wertige Wirtschaftsgüter (GWG) abgesetzt werden.

TIPP 2021

Durch die erwartete Einkommensteuer-
senkung ab Juli 2022 (zweite Progressions-
stufe wird auf 30% gesenkt) kann dies eine 
nachhaltig steuerlich positive Auswirkung 
haben.

■ Stille Reserven aus der Veräußerung von mindestens 
sieben Jahre (15 Jahre bei Grundstücken) alten Anlage-
gütern können unter bestimmten Voraussetzungen bei 
natürlichen Personen auf Ersatzbeschaffungen über-
tragen oder einer Übertragungsrücklage zugeführt 
werden.

DISPOSITION ÜBER ERTRÄGE/EINNAHMEN 
BZW. AUFWENDUNGEN/AUSGABEN
Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwendungen 
und Verschieben von Erträgen einen gewissen Gestal-
tungsspielraum. Beachten Sie auch, dass bei halbfertigen 
Arbeiten und Erzeugnissen eine Gewinnrealisierung un-
terbleibt.  

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls durch 
Vorziehen von Ausgaben (z.B. Akonto auf Wareneinkäufe, 
Mieten 2022 oder GSVG-Beitragsnachzahlungen für das 
Jahr 2021) und Verschieben von Einnahmen ihre Einkünfte 
steuern. Dabei ist aber zu beachten, dass regelmäßig wie-
derkehrende Einnahmen und Ausgaben, die 15 Tage vor 
oder nach dem Jahresende bezahlt werden, dem Jahr zu-
zurechnen sind, zu dem sie wirtschaftlich gehören.

STEUEROPTIMALE VERLUSTVERWERTUNG
VERLUSTRÜCKTRAG BEI ABWEICHENDEM WIRT-
SCHAFTSJAHR FÜR DAS JAHR 2021 MÖGLICH

Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 2020 wurde die Mög-
lichkeit geschaffen, nicht ausgleichsfähige negative be-
triebliche Einkünfte des Veranlagungszeitraumes 2020 
bis maximal € 5 Mio auf Antrag auf die Veranlagung 2019 
und unter bestimmten Umständen auf die Veranlagung 
2018 rückzutragen und mit den positiven Einkünften dieser 
Jahre zu verrechnen. 

Endet ein im Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr, 
besteht ein Wahlrecht, den Verlust aus der Veranlagung 
2020 oder aus der Veranlagung 2021 rückzutragen. Wird 
der Verlust aus der Veranlagung 2021 rückgetragen, so ist 
die Regelungen analog für die Jahre 2021, 2020 und 2019 
anzuwenden. Die voraussichtlichen Verluste 2021 können 
bei der Steuererklärung 2020 durch Bildung eines beson-
deren Abzugspostens (sogenannte COVID-19-Rücklage) 
berücksichtigt werden. Der sorgfältig geschätzte und 
glaubhaft gemachte voraussichtliche Verlust 2021 kann 
dann bereits bis zu maximal 60% der Einkünfte 2020 (max 
jedoch € 5 Mio) bei der Veranlagung 2020 vorläufig be-
rücksichtigt werden. Kann der Verlust 2021 nicht geschätzt 
oder glaubhaft gemacht werden und betragen die Voraus-
zahlungen für 2021 bereits Null bzw. wurden diese nur in 
Höhe der Mindestkörperschaftsteuer festgesetzt, so kön-
nen bis zu 30% der Einkünfte 2020 als vorläufiger Verlust-
rücktrag geltend gemacht werden.

Bei Mitunternehmerschaften ist die COVID-19-Rücklage 
erst bei der Veranlagung der Mitunternehmer zu berück-
sichtigen. Bei Unternehmensgruppen darf die Rücklage 
nur vom Gruppenträger gebildet werden und bezieht sich 
auf das zusammengefasste Gruppenergebnis. 

Hinweis: Der Verlustrücktrag ist im Rahmen der Steuer-
erklärung zu beantragen.
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TIPP

Auch der Verlust eines Einnahmen-Ausgaben-
Rechners ist unbeschränkt vortragsfähig.

VERLUSTE BEI KAPITALISTISCHEN MITUNTER-
NEHMERN NUR VORTRAGSFÄHIG

Bei natürlichen Personen sind Verluste als kapitalistische 
Mitunternehmer nicht ausgleichsfähig, insoweit dadurch 
ein negatives steuerliches Kapitalkonto entsteht. Derar-
tige Verluste sind als Wartetastenverluste für künftige 
Gewinne (oder Einlagen) aus derselben Einkunftsquelle 
vortragsfähig.

VERRECHNUNG VON VERLUSTVORTRÄGEN

Vortragsfähige Verluste können bei der Körperschaft-
steuer nur mit bis zu 75% des Gesamtbetrags der Ein-
künfte verrechnet werden. Ausgenommen von dieser 
25%igen Mindestbesteuerung sind u.a. Sanierungsge-
winne und Gewinne aus der Veräußerung von (Teil-)Be-
trieben und Mitunternehmeranteilen. Bei der Einkom-
mensteuer sind vorgetragene Verluste zu 100% mit dem 
Gesamtbetrag der Einkünfte zu verrechnen.

GEWINNFREIBETRAG
Als Abgeltung für die begünstigte Besteuerung des 13./14. 
Gehalts der Lohnsteuerpflichtigen steht allen einkommen-
steuerplichtigen natürlichen Personen der Gewinnfreibe-
trag (GFB) unabhängig von der Gewinnermittlungsart zu 
und beträgt bis zu 13% des Gewinns, max € 45.350 pro Jahr.

Gewinn € %-Satz GFB GFB € insgesamt €

bis 175.000 13% 22.750 22.750

175.000  
bis 350.000    7% 12.250 35.000

350.000  
bis 580.000    4,5% 10.350 45.350

über 580.000      0 % 0 45.350

Ein Grundfreibetrag von 13% von bis zu € 30.000 Gewinn 
steht Steuerpflichtigen automatisch zu (13% von € 30.000 
= € 3.900). Für Gewinne über € 30.000 steht ein über den 
Grundfreibetrag hinausgehender (investitionsbedingter) 
GFB nur zu, wenn der Steuerpflichtige im betreffenden 
Jahr bestimmte Investitionen getätigt hat. Als begünstigte 
Investitionen kommen ungebrauchte, abnutzbare körper-
liche Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von min-
destens 4 Jahren in Betracht, wie beispielsweise Maschinen, 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, LKW, Hardware und 
Gebäudeinvestitionen ab Fertigstellung. Ausgeschlossen 
sind PKW, Software und gebrauchte Wirtschaftsgüter. 
Auch bestimmte Wertpapiere können für die Geltendma-
chung eines investitionsbedingten GFB herangezogen 
werden. Das sind alle Anleihen sowie Anleihen- und Im-
mobilienfonds, welche als Deckungswertpapiere für die 
Pensionsrückstellung zugelassen sind.

Diese Wertpapiere müssen ab dem Anschaffungszeit-
punkt mindestens 4 Jahre als Anlagevermögen gewidmet 
werden.

Am einfachsten ist es nach wie vor, die für den investiti-
onsbedingten GFB erforderliche Investitionsdeckung bei 
Gewinnen über € 30.000 durch den Kauf der begünstigten 
Wertpapiere zu erfüllen.

TIPP

Auch für selbständige Nebeneinkünfte (z.B. 
aus einem Werk- oder freien Dienstvertrag), 
Bezüge eines selbständig tätigen Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers oder Aufsichtsrats- und 
Stiftungsvorstandsvergütungen steht der GFB 
zu.

Hinweis: Bei Inanspruchnahme einer 
Betriebsausgabenpauschalierung steht nur 
der Grundfreibetrag (13% von € 30.000 = € 
3.900) zu.

Beachten Sie, dass bei einer Betriebsveräußerung oder 
Betriebsaufgabe der GFB nachversteuert werden muss, 
sofern die Mindestbehaltedauer von 4 Jahren nicht erfüllt 
ist. Bei einer Betriebsaufgabe auf Grund von höherer Ge-
walt (z.B. Tod des Steuerpflichtigen ohne Übergang bzw. 
Fortführung des Betriebs im Rahmen der Erbfolge) oder 
infolge behördlichen Eingriffs, unterbleibt eine Nachver-
steuerung.

WAS SIE BEI DER STEUERPLANUNG FÜR 
2021 BEACHTEN SOLLTEN
PAUSCHALE FORDERUNGSWERTBERICHTIGUNGEN 
UND PAUSCHALE RÜCKSTELLUNGEN

Bisher war eine Grundregel der steuerlichen Gewinner-
mittlung, dass pauschal gebildete Forderungswertberich-
tigungen und pauschal gebildete Rückstellungen steuerlich 
nicht berücksichtigt werden dürfen. Für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31.12.2020 beginnen, sind pauschale Forde-
rungswertberichtigungen sowie die Bildung von pauschalen 
Rückstellungen steuerlich zulässig. In beiden Fällen ist 
für die Bildung der unternehmensrechtliche Ansatz maß-
geblich. Die steuerliche Berücksichtigung von pauschalen 
Rückstellungen beschränkt sich allerdings auf Rückstel-
lungen für sonstige ungewisse Verbindlichkeiten. Pauschale 
Drohverlustrückstellungen sowie Aufwandsrückstellungen 
bleiben steuerlich ausgeschlossen.

SPENDEN AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN 
Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte im 
Gesetz genannte begünstigte Institutionen sind grund-
sätzlich bis maximal 10% des Gewinns des laufenden 
Wirtschaftsjahres steuerlich absetzbar. War der Gewinn 
aus dem Wirtschaftsjahr 2019 höher als der Laufende, so 
ist, abweichend von der Grundregel, der höhere Gewinn 
aus dem Wirtschaftsjahr 2019 für die Berechnung der 
10%-Grenze heranzuziehen. Als Obergrenze gilt der Ge-
winn vor Berücksichtigung des Gewinnfreibetrags. Damit 
derartige Spenden noch im Jahr 2021 abgesetzt werden 
können, müssen sie bis spätestens 31.12.2021 geleistet 
werden (für weitere Details siehe Ausführungen zu „Spen-
den als Sonderausgaben“).

TIPP siehe auch Seite 13!

Steuerlich absetzbar sind auch Sponsorbeträge 
an diverse gemeinnützige, kulturelle, sport-
liche und ähnliche Institutionen (Oper, Museen, 
Sportvereine, etc.), wenn damit eine ange-
messene Gegenleistung in Form von Werbe-
leistungen verbunden ist. Bei derartigen Zah-
lungen handelt es sich dann nämlich nicht um 
Spenden, sondern um echten Werbeaufwand.
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TIPP
Ein Kleinunternehmer kann bis zur Rechtskraft des 
Umsatzsteuerbescheids schriftlich gegenüber 
dem Finanzamt auf die Anwendung der Kleinun-
ternehmerregelung verzichten. Der Verzicht bindet 
den Unternehmer allerdings für fünf Jahre!

VORTEILE DER ELEKTROMOBILITÄT
Investitionen in die Elektromobilität werden auch im Jahr 
2021 vom Gesetzgeber weiterhin großzügig gefördert. 
Trotz Wegfall der Investitionsprämie (Antrag konnte bis 
28.2.2021 eingebracht werden) sind Elektroautos und seit 
1.1.2020 auch Elektrokrafträder (Motorräder, Motorfahr-
räder, Quads, Elektrofahrräder und Selbstbalance-Roller) 
weiterhin große Gewinner im steuerlichen Sinne. Fol-
gende Vorteile können die Elektrofahrzeuge (CO2-Emissi-
onswert von 0 g/km) gegenüber den herkömmlichen mit 
Verbrennungsmotoren betriebenen Fahrzeugen auf deren 
Konto verbuchen: 
■ Vorsteuerabzugsfähigkeit: Der volle Vorsteuerabzug 
steht allerdings nur bei Anschaffungskosten des PKW 
bzw. des Kraftrads bis maximal € 40.000 brutto zu. Zwi-
schen € 40.000 und € 80.000 brutto gibt es einen ali- 
quoten Vorsteuerabzug. Kostet das Elektroauto mehr als  
€ 80.000 brutto, so steht kein Vorsteuerabzug zu.

Achtung: Hybridfahrzeuge sind nicht von den Begünsti-
gungen der reinen Elektroautos umfasst. 

Die laufenden Kosten wie z.B. Stromkosten und die Kosten 
für Stromabgabestellen sind unabhängig von den An-
schaffungskosten voll vorsteuerabzugsfähig.
■ E-Mobilitätsförderung: Im Jahr 2021 wird die Anschaf-
fung von Elektro-PKW für Betriebe mit insgesamt € 4.000 
gefördert (€ 2.000 zu beantragen und € 2.000 direkt beim 
Händler). Für Private beträgt die Förderung nach wie vor 
insgesamt € 5.000. Hybridfahrzeuge und Elektrokrafträ-
der werden ebenfalls gefördert, jedoch in einem gerin-
geren Ausmaß. Des Weiteren wird die E-Ladeinfrastruk-
tur (z.B. Wallbox, intelligente Ladekabel) ebenfalls 
gefördert. 

Achtung: Die E-Mobilitätsförderung wird nur gewährt, 
wenn der Brutto-Listenpreis (Basismodell ohne Sonder-
ausstattung) des PKW € 60.000 nicht überschreitet. 
■ Degressive Abschreibung: Elektrofahrzeuge mit einem 
Emissionswert von 0 g/km genießen die Vorteile der de-
gressiven Abschreibung.
■ Keine NoVA: Da die NoVA anhand des CO2-Ausstoßes 
berechnet wird, sind Elektrofahrzeuge mit einem Emissi-
onswert von 0 g/km gänzlich davon befreit.
■ Kein Sachbezug: Für Mitarbeiter, die das arbeitgeberei-
gene Elektroauto privat nutzen dürfen, fällt kein Sachbe-
zug an.
■ Keine motorbezogene Versicherungssteuer: reine 
Elektrofahrzeuge sind von der motorbezogenen Versiche-
rungssteuer gänzlich befreit.

WERTPAPIERDECKUNG FÜR PENSIONS-
RÜCKSTELLUNG
Am Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres müssen Wert-
papiere im Nennbetrag von mindestens 50% des am 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres ausge-
wiesenen steuerlichen Pensionsrückstellungsbetrages 
im Betriebsvermögen vorhanden sein. Auf das Deckungs-
erfordernis können auch Ansprüche aus einer Rückde-
ckungsversicherung angerechnet werden. Beträgt die 
erforderliche Wertpapierdeckung auch nur vorübergehend 
weniger als die erforderlichen 50% der Rückstellung, so 
ist als Strafe der Gewinn um 30% der Wertpapierunterde-
ckung zu erhöhen (ausgenommen in dem Ausmaß, in dem 
die Rückstellung infolge Absinkens der Pensionsansprüche 
am Ende des Jahres nicht mehr ausgewiesen wird oder 
getilgte Wertpapiere binnen 2 Monaten ersetzt werden). 

Als deckungsfähige Wertpapiere gelten vor allem in Euro 
begebene Anleihen und Anleihenfonds (wobei neben An-
leihen österreichischer Schuldner auch Anleihen von in 

einem EU- bzw EWR-Mitgliedstaat ansässigen Schuld-
nern zulässig sind), weiter auch inländische Immobilien-
fonds sowie ausländische offene Immobilienfonds mit Sitz 
in einem EU- bzw EWR-Staat. Die Wertpapiere dürfen 
nicht verpfändet werden. 

UMSATZGRENZE FÜR KLEINUNTERNEHMER
KLEINUNTERNEHMER IN DER UMSATZSTEUER

Unternehmer mit einem Jahres-Nettoumsatz von bis zu  
€ 35.000 sind umsatzsteuerlich Kleinunternehmer und 
damit von der Umsatzsteuer befreit. Je nach anzuwen-
dendem Umsatzsteuersatz entspricht dies einem Brutto-
umsatz (inkl USt.) von € 38.500 (bei nur 10%igen Umsätzen, 
wie z.B. Wohnungsvermietung) bis € 42.000 (bei nur 
20%igen Umsätzen). Von der Berechnung der Kleinunter-
nehmergrenze ausgenommen sind bestimmte steuer-
freie Umsätze wie z.B. die aus ärztlicher Tätigkeit oder als 
Aufsichtsrat. Ebenfalls von der Berechnung der Kleinun-
ternehmergrenze ausgenommen sind Umsätze, die im 
Rahmen des EU-OSS (OneStopShop-Versandhandel) er-
klärt werden. 

Bei Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung darf 
keine Umsatzsteuer in Rechnung gestellt werden. Über-
dies geht der Vorsteuerabzug für alle mit den Umsätzen 
zusammenhängenden Ausgaben verloren. 

Steuerbefreite Kleinunternehmer, die sich mit ihrem Um-
satz knapp an der Kleinunternehmergrenze bewegen, 
sollten rechtzeitig überprüfen, ob sie die Umsatzgrenze 
von netto € 35.000 im laufenden Jahr noch überschreiten 
werden. Eine einmalige Überschreitung um 15% inner-
halb von 5 Jahren ist unschädlich. Wird die Grenze über-
schritten, müssen bei Leistungen an Unternehmer allen-
falls noch im Jahr 2021 korrigierte Rechnungen mit 
Umsatzsteuer ausgestellt werden. 

KLEINUNTERNEHMERPAUSCHALIERUNG FÜR EIN-
NAHMEN-AUSGABEN RECHNER 

Betragen die Umsätze des Wirtschaftsjahrs 2021 nicht 
mehr als € 35.000 aus einer selbständigen oder gewerb-
lichen Tätigkeit, so kann der Gewinn pauschal ermittelt 
werden. Ausgenommen sind aber Einkünfte als Gesell-
schafter-Geschäftsführer, Aufsichtsratsmitglied und Stif-
tungsvorstand. Bei der Gewinnermittlung sind dabei die 
Betriebsausgaben pauschal mit 45% bzw. 20% bei Dienst-
leistungsbetrieben anzusetzen. Daneben können nur 
noch Sozialversicherungsbeiträge abgezogen werden. 
Der Grundfreibetrag steht ebenfalls zu. Da bei nebenbe-
ruflichen Einkünften (z.B. Vortragstätigkeit, Autorenhono-
rare) sehr oft ohnehin nur geringe Betriebsausgaben an-
fallen, kann die Inanspruchnahme der Pauschalierung 
interessant werden. 

ENDE DER AUFBEWAHRUNG FÜR UNTER-
LAGEN AUS 2014
Zum 31.12.2021 läuft die 7-jährige Aufbewahrungspflicht 
für Bücher, Aufzeichnungen, Belege etc. des Jahres 2014 
aus. Diese können daher ab 1.1.2022 vernichtet werden. 
Beachten Sie aber, dass Unterlagen dann weiter aufzube-
wahren sind, wenn sie in einem anhängigen Beschwerde-
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TIPP
Unabhängig von den gesetzlichen Bestimmungen 
sollten Sie als Privatperson sämtliche Belege im 
Zusammenhang mit Grundstücken aufbewahren. 
Dazu zählen neben dem Kaufvertrag vor allem auch 
die Belege über Anschaffungsnebenkosten (z.B. 
Anwalts- und Notarkosten, Grunderwerbsteuer, 
Schätzkosten) sowie über alle nach dem Kauf 
durchgeführten Investitionen. All diese Kosten 
können nämlich bei der Veräußerungsgewinner-
mittlung auf Basis der tatsächlichen Anschaffungs-
kosten von der Steuerbasis abgesetzt werden.

Auf jeden Fall platzsparender ist eine elektronische Ar-
chivierung aller Buchhaltungsunterlagen. In diesem Fall 
ist darauf zu achten, dass die inhaltsgleiche, vollständige 
und geordnete Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist.

GSVG-BEFREIUNG FÜR „KLEINUNTER-
NEHMER“ BIS 31.12.2021 BEANTRAGEN
Gewerbetreibende und Ärzte (Zahnärzte) können bis spä-
testens 31.12.2021 rückwirkend für das laufende Jahr die 
Befreiung von der Kranken- und Pensionsversicherung 
nach GSVG (Ärzte nur Pensionsversicherung) beantragen, 
wenn die steuerpflichtigen Einkünfte 2021 maximal € 
5.710,32 und der Jahresumsatz 2021 maximal € 35.000 
aus sämtlichen unternehmerischen Tätigkeiten betragen 
werden. Antragsberechtigt sind
■ Jungunternehmer (maximal 12 Monate GSVG-Pflicht in 

den letzten 5 Jahren), die das 57. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.

■ Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, so-
wie

■ Männer und Frauen, die das 57. Lebensjahr (nicht aber 
das 60. Lebensjahr) vollendet haben, wenn sie in den 
letzten 5 Jahren die maßgeblichen Umsatz- und Ein-
kunftsgrenzen nicht überschritten haben.

Die Befreiung kann auch während des Bezugs von Kinder-
betreuungsgeld oder bei Bestehen einer Teilversicherung 
während der Kindererziehung beantragt werden, wenn 
die monatlichen Einkünfte maximal € 475,86 und der mo-
natliche Umsatz maximal € 2.916,67 betragen.

verfahren (lt BAO) oder für ein anhängiges gerichtliches 
oder behördliches Verfahren (lt UGB), in dem Ihnen Partei-
stellung zukommt, von Bedeutung sind. 

Für Grundstücke, die ab dem 1.4.2012 erstmals unterneh-
merisch genutzt werden, gilt im Falle einer Änderung der 
Verhältnisse, die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug 
maßgeblich waren, ein Berichtigungszeitraum für die Vor-
steuer von 20 Jahren. Die Aufbewahrungsfrist für Unter-
lagen derartiger Grundstücke beträgt 22 Jahre.

Hinweis: verlängerte Aufbewahrungsfrist aller Unterlagen, 
Belege und Arbeitszeitaufzeichnungen bei
■ Kurzarbeit: 10 Jahre ab Ende des Jahres der letzten 

Auszahlung der gesamten Förderung
■ Investitionsprämie: 10 Jahre nach Ende des Kalender-

jahres der letzten Auszahlung
■ COFAG-Förderbedingungen: 7 Jahre

TIPP 

Der Antrag für 2021 muss spätestens am 
31.12.2021 bei der SVS einlangen. Wurden im Jahr 
2021 bereits Leistungen aus der Krankenversiche-
rung bezogen, gilt die Befreiung von KV-Beiträgen 
erst ab Einlangen des Antrags.

STEUERTIPPS FÜR ARBEITGEBER  
& MITARBEITER

ZUKUNFTSSICHERUNG FÜR DIENSTNEHMER 
BIS € 300 STEUERFREI
Die Bezahlung von Prämien für Lebens-, Kranken- und 
Unfallversicherungen (einschließlich Zeichnung eines 
Pensions-Investmentfonds) durch den Arbeitgeber für 
alle Arbeitnehmer oder bestimmte Gruppen von Arbeit-
nehmern ist bis zu € 300 pro Jahr und Arbeitnehmer nach 
wie vor steuerfrei.

Achtung: Wenn die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage noch 
nicht überschritten ist, besteht für die Zahlungen, wenn 
sie aus einer Bezugsumwandlung stammen, Sozialversi-
cherungspflicht.

MITARBEITERBETEILIGUNGEN 2021 
NOCH BIS € 3.000 STEUERFREI
Für den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten 
Abgabe von Beteiligungen am Unternehmen des Arbeit-
gebers oder an mit diesem verbundenen Konzernunter-
nehmen besteht ein Freibetrag pro Mitarbeiter und Jahr 
von € 3.000. Der Vorteil muss allen Arbeitnehmern oder 
einer bestimmten Gruppe zukommen; die Beteiligung 
muss vom Mitarbeiter länger als 5 Jahre gehalten werden. 
Nach Ansicht des VwGH (Erkenntnis vom 27.7.2016, 
2013/13/0069) stellen die Angehörigen des Managements 
eine begünstigungsfähige Gruppe dar.

WEIHNACHTSGESCHENKE BIS MAXIMAL 
€ 186 STEUERFREI
(Weihnachts-)Geschenke an Arbeitnehmer sind innerhalb 
eines Freibetrages von € 186 jährlich lohnsteuer- und sozial-
versicherungsfrei, wenn es sich um Sachzuwendungen 
handelt (z.B. Warengutscheine, Goldmünzen). Geldge-
schenke sind immer steuerpflichtig.

Achtung: Wenn die Geschenke an Dienstnehmer über bloße 
Aufmerksamkeiten (z.B. Bücher, CDs, Blumen) hinausge-
hen, besteht auch Umsatzsteuerpflicht (sofern dafür ein 
Vorsteuerabzug geltend gemacht werden konnte).

BETRIEBSVERANSTALTUNGEN
Für eine Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (z.B. 
Betriebsausflug, Weihnachtsfeier, Teammeetings) steht 
pro Arbeitnehmer und Jahr ein steuerfreier Betrag von 
€ 365 zur Verfügung. Dabei gilt, dass alle Betriebsver-
anstaltungen des ganzen Jahres zusammengerechnet 
werden. Ein eventueller Mehrbetrag ist steuerpflichtiger 
Arbeitslohn.

SACHZUWENDUNGEN
Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, die anlässlich eines 
Firmen- oder Dienstjubiläums gewährt werden, sind bis 
€ 186 jährlich steuerfrei.

kanzlei-winner.at
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KINDERBETREUUNGSKOSTEN
Leistet der Arbeitgeber für alle oder bestimmte Gruppen 
seiner Arbeitnehmer einen Zuschuss für die Kinderbe-
treuung, dann ist dieser Zuschuss bis zu einem Betrag 
von € 1.000 jährlich pro Kind bis zum zehnten Lebensjahr 
von Lohnsteuer und SV-Beiträgen befreit. Voraussetzung 
ist, dass dem Arbeitnehmer für das Kind mehr als sechs 
Monate im Jahr der Kinderabsetzbetrag gewährt wird. 
Der Zuschuss darf nicht an den Arbeitnehmer, sondern 
muss direkt an eine institutionelle Kinderbetreuungsein-
richtung (z.B. Kindergarten), an eine pädagogisch qualifi-
zierte Person oder in Form eines Gutscheins einer institu-
tionellen Kinderbetreuungseinrichtung geleistet werden. 

HOMEOFFICE
Seit 1.1.2021 besteht die Möglichkeit des Arbeitgebers als 
Abgeltung der Mehrkosten seiner Arbeitnehmer im Home-
office für maximal 100 Tage pro Kalenderjahr bis zu € 3 
pro Homeoffice-Tag (= € 300 pro Jahr) steuerfrei auszu-
bezahlen. Für die Berücksichtigung dieses Homeoffice-
Pauschales muss die berufliche Tätigkeit auf Grund einer 
mit dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung (= Home-
office-Vereinbarung) in der Wohnung des Arbeitnehmers 
ausgeübt werden. 
Um die Homeoffice-Tage belegen zu können, hat der Ar-
beitgeber eine Aufzeichnungspflicht dieser Tage. Die An-
zahl der Homeoffice-Tage müssen im Lohnkonto und im 
Lohnzettel (L16) angeführt werden. Hat der Arbeitgeber 
im Zeitraum 1.1.2021 bis 30.6.2021 noch keine Aufzeich-
nungen über die Homeoffice-Tage geführt, so dürfen diese 
geschätzt werden (z.B. Erfahrungswerte aus den letzten 
Jahren).
Schöpft der Arbeitgeber durch seine Zahlungen das Home-
office-Pauschale nicht zur Gänze aus, kann der Arbeit-
nehmer den Differenzbetrag bei seiner Arbeitnehmerver-
anlagung als Werbungskosten geltend machen.

BEISPIEL
Herr Fritz arbeitet 100 Tage ausschließlich in seiner 
Wohnung im Homeoffice. Sein Arbeitgeber bezahlt 
ihm pro Homeoffice-Tag € 2, in Summe also € 200. 
In der Steuererklärung kann Herr Fritz den nicht 
ausgeschöpften Betrag von € 100 zusätzlich als 
Werbungskosten geltend machen. Der Betrag ergibt 
sich aus der Differenz zwischen dem Maximalbe-
trag (€ 3 x 100 = € 300) und dem vom Arbeitgeber 
erhaltenen Betrag in Höhe von € 200.

TIPP
Auch Aufwendungen für Arbeitsmittel können als 
Werbungskosten abgesetzt werden, wobei auch hier 
die Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter gilt. 
Wenn Sie sich daher privat einen Computer an-
schaffen, den Sie für berufliche Zwecke benötigen, 
kann er im Jahr 2021 – soweit die Anschaffungsko-
sten € 800 nicht übersteigen – sofort abgeschrieben 
werden. Denken Sie daran, dass die Finanzverwal-
tung davon ausgeht, dass dieser Computer auch 
privat genutzt werden kann und ohne Nachweis ein 
Privatanteil von 40% auszuscheiden ist.

Digitale Arbeitsmittel sowie das (Mobil)Telefon, die dem 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber für Zwecke des Homeoffice 
zur Verfügung gestellt werden, stellen auch bei teilweiser 
privater Nutzung keinen steuerpflichtigen Sachbezug dar.
Zusätzlich dazu können Arbeitnehmer Ausgaben für die 
ergonomische Einrichtung ihres häuslichen Arbeits-
platzes außerhalb eines Arbeitszimmers zusätzlich (z.B. 
Schreibtisch, Drehstuhl, Beleuchtung) bis zu einem Be-
trag von € 150 im Kalenderjahr 2021 sowie den nicht aus-
genützten Betrag aus dem Kalenderjahr 2020 (maximal 
jedoch insgesamt € 300) als Werbungskosten geltend 
machen. Die Voraussetzung dafür ist allerdings, dass zu-
mindest 26 Tage im Homeoffice gearbeitet wurde.
Hat ein Arbeitnehmer neben den ergonomischen Einrich-
tungen und dem Homeoffice-Pauschale zusätzlich aus-
schließlich beruflich veranlasste Arbeitsmittel ange-
schafft, so können diese wie bisher als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. Bei digitalen Arbeitsmitteln er-
folgt allerdings eine Gegenrechnung mit dem Home- 
office-Pauschale.

STEUERTIPPS FÜR ARBEITNEHMER

RÜCKERSTATTUNG VON KRANKEN-, AR-
BEITSLOSEN- UND PENSIONSVERSICHE-
RUNGSBEITRÄGEN 2018
Wer im Jahr 2018 aufgrund einer Mehrfachversicherung 
(z.B. gleichzeitig zwei oder mehr Dienstverhältnisse oder 
unselbständige und selbständige Tätigkeiten) über die 
Höchstbeitragsgrundlage hinaus Kranken-, Arbeitslo-
sen- und Pensionsversicherungsbeiträge geleistet hat, 
kann sich diese bis 31.12.2021 rückerstatten lassen 
(11,4% Pensionsversicherung, 4% Krankenversicherung, 
3% Arbeitslosenversicherung). Der Rückerstattungsan-
trag für die Pensionsversicherungsbeiträge ist an keine 
Frist gebunden und erfolgt ohne Antrag automatisch bei 
Pensionsantritt.

Achtung: Die Rückerstattung ist lohn- bzw einkommen-
steuerpflichtig!

WERBUNGSKOSTEN NOCH VOR DEM 
31.12.2021 BEZAHLEN
Werbungskosten müssen bis zum 31.12.2021 bezahlt 
werden, damit sie heuer noch von der Steuer abgesetzt 
werden können. Denken Sie dabei insbesondere an Fort-
bildungskosten (Seminare, Kurse, Schulungen, etc., samt 
allen damit verbundenen Nebenkosten wie Reisekosten 
und Verpflegungsmehraufwand), Familienheimfahrten, 
Kosten für eine doppelte Haushaltsführung, Telefonspesen, 
Fachliteratur, beruflich veranlasste Mitgliedsbeiträge etc. 
Auch heuer geleistete Vorauszahlungen für derartige Kosten 
können noch heuer abgesetzt werden. Auch Ausbildungs-
kosten, wenn sie mit der beruflichen oder einer verwandten 
Tätigkeit in Zusammenhang stehen und Kosten der Um-
schulung können als Werbungskosten geltend gemacht 
werden.

ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2016  
SOWIE RÜCKZAHLUNG VON ZU UNRECHT 
EINBEHALTENER LOHNSTEUER DES  
JAHRES 2016 BEANTRAGEN
Wer zwecks Geltendmachung von Steuervorteilen, wie 
■ Steuerrefundierung bei schwankenden Bezügen (Jah-

resausgleichseffekt); 
■ Geltendmachung von Werbungskosten, Pendlerpauschale 

und Pendlereuro, Sonderausgaben, außergewöhnlichen 
Belastungen;

■ Verlusten aus anderen Einkünften, z.B. Vermietungs-
einkünften; 
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TIPP
Am 31.12.2021 endet daher die Frist für den Antrag 
auf Arbeitnehmerveranlagung 2016.

TIPP
Versicherungsbestätigungen für Kranken-, Unfall- 
und Lebensversicherungen bzw. Bestätigungen für 
Kosten für Wohnraumschaffung und Wohnraum-
sanierung unbedingt bis zum Veranlagungsjahr 
2020 aufbewahren und spätestens innerhalb der 
5-Jahres Frist einreichen! 

TIPP
Spenden, Kirchenbeiträge oder Beiträge für die frei-
willige Weiterversicherung oder für den Nachkauf 
von Versicherungszeiten in der Pensionsversiche-
rung werden für das Jahr 2021 nur mehr auf Grund 
der elektronisch übermittelten Daten der Empfän-
gerorganisationen bei Ihrer (Arbeitnehmer) Veran-
lagung berücksichtigt.

STEUERTIPPS FÜR ALLE STEUER-
PFLICHTIGEN

■ Geltendmachung von Alleinverdiener- bzw Alleinerzie-
herabsetzbetrag bzw des Kinderzuschlags;

■ Geltendmachung des Unterhaltsabsetzbetrags;
■ Gutschrift von Negativsteuern 

eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, hat dafür 
5 Jahre Zeit. 

Hat ein Dienstgeber im Jahr 2016 von den Gehaltsbezügen 
eines Arbeitnehmers zu Unrecht Lohnsteuer einbehalten, 
kann dieser bis spätestens 31.12.2021 beim Finanzamt einen 
Rückzahlungsantrag stellen.

TOPF-SONDERAUSGABEN NICHT MEHR 
ABSETZBAR
Letztmalig mit der Veranlagung 2020 konnten Topf-Sonder-
ausgaben (dazu zählten Kranken-, Unfall- und Lebens-
versicherungen; Wohnraumschaffung und Wohnraumsa-
nierung) abgesetzt werden. Mit der Veranlagung 2020 ist 
nun endgültig Schluss mit der Absetzbarkeit der Topf-
Sonderausgaben.

SONDERAUSGABEN NOCH 2021 BEZAHLEN
Nachkauf von Pensionsversicherungszeiten und freiwil-
lige Weiterversicherung in der Pensionsversicherung

Ohne Höchstbetragsbegrenzung, unabhängig vom Ein-
kommen und neben dem „Sonderausgabentopf“ sind etwa 
Nachkäufe von Pensionsversicherungszeiten (Kauf von 
Schul- und Studienzeiten) und freiwillige Weiterversiche-
rungsbeiträge in der Pensionsversicherung absetzbar. 
Einmalzahlungen können auf Antrag auf 10 Jahre verteilt 
als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

Renten, Steuerberatungskosten und Kirchenbeitrag

Unbeschränkt absetzbare Sonderausgaben sind weiterhin 
bestimmte Renten (z.B. Kaufpreisrenten nach Ablauf be-
stimmter steuerlicher Fristen, vom Erben zu bezahlende 
Rentenlegate) sowie Steuerberatungskosten. Kirchenbei-
träge (auch wenn sie an vergleichbare Religionsgesell-
schaften in der EU/EWR bezahlt werden) sind mit einem 
jährlichen Höchstbetrag von € 400 begrenzt. 

Spenden als Sonderausgaben

Folgende Spenden können steuerlich als Sonderausgaben 
/Betriebsausgaben abgesetzt werden:

■ Spenden für Forschungsaufgaben oder der Erwachsenen-
bildung dienende Lehraufgaben an bestimmte Einrich-
tungen sowie Spenden an bestimmte im Gesetz taxativ 
aufgezählte Organisationen, wie z.B. Museen, Bundes-
denkmalamt und Behindertensportdachverbände.

■ Spenden für mildtätige Zwecke, für die Bekämpfung von 
Armut und Not in Entwicklungsländern und für die Hilfe-
stellung in nationalen und internationalen Katastro-
phenfällen.

■ Spenden an Organisationen, die sich dem Umwelt-, Natur- 
und Artenschutz widmen, Tierheime, freiwillige Feuer-
wehren, Landesfeuerwehrverbände und die Internatio-
nale Anti-Korruptions-Akademie (IACA), allgemein zu- 
gängliche Präsentation von Kunstwerken etc.

Die meisten begünstigten Spendenempfänger müssen 
sich beim Finanzamt registrieren lassen und werden auf 
der Website des BMF (http://www.bmf.gv.at/Service/allg/
spenden/) veröffentlicht. Bestimmte österreichische Mu-
seen, das Bundesdenkmalamt, Universitäten und ähnliche 
Institutionen sowie die freiwilligen Feuerwehren und Landes-
feuerwehrverbände sind von der Registrierung aber aus-
genommen.

Die Spenden an alle begünstigten Spendenempfänger 
sind innerhalb folgender Grenzen absetzbar:
■ Als Betriebsausgaben können Spenden bis zu 10% des 

Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres abgezogen 
werden. War der Gewinn aus dem Wirtschaftsjahr 2019 
höher als der laufende Gewinn, so ist – abweichend von 
der Grundregel – der höhere Gewinn aus dem Wirt-
schaftsjahr 2019 und 2021 für die Berechnung der 
10%-Grenze heranzuziehen.

■ Als Sonderausgaben absetzbare private Spenden sind 
mit 10% des aktuellen Jahreseinkommens bzw. des hö-
heren Jahreseinkommens aus 2019 begrenzt, wobei schon 
abgezogene betriebliche Spenden auf diese Grenze an-
gerechnet werden.

SPENDEN VON PRIVATSTIFTUNGEN 
Spendenfreudige Privatstiftungen können für die vorstehend 
genannten begünstigten Spendenempfänger auch KESt-frei 
aus dem Stiftungsvermögen spenden. Für diese Spenden 
muss auch keine Begünstigtenmeldung nach § 5 PSG ab-
gegeben werden. 

Achtung: Als Stiftungsvorstand sollten Sie aber zuerst 
eruieren, ob die Stiftungsurkunden Sie überhaupt zu 
Spenden ermächtigen!

AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN 
NOCH 2021 BEZAHLEN
Voraussetzung für die Anerkennung von Krankheitskosten 
als außergewöhnliche Belastung ist, dass nachweislich 
eine Krankheit vorliegt, die durch die Behandlung eine 
Linderung oder Heilung erfährt. Zu den abzugsfähigen 
Kosten zählen Kosten für Arzt, Medikamente, Spital, Be-
treuung, Ausgaben für Zahnbehandlungen oder medizi-
nisch notwendige Kuraufenthalte und Aufwendungen für 
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Heilbehelfe wie Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich 
Laserbehandlung zur Verbesserung der Sehfähigkeit, Hör-
geräte, Prothesen, Gehhilfen und Bruchbänder. Steuer-
wirksam werden solche Ausgaben erst dann, wenn sie 
insgesamt einen vom Einkommen und Familienstand ab-
hängigen Selbstbehalt (der maximal 12% des Einkommens 
beträgt) übersteigen. 

TIPP
Bestimmte außergewöhnliche Belastungen (z.B. Be-
hinderungen, Katastrophenschäden, Kosten der 
auswärtigen Berufsausbildung der Kinder) sind ohne 
Kürzung um einen Selbstbehalt absetzbar. Auf 
Grund vermehrtem Auftritt von Unwettern im Jahr 
2021 sind außergewöhnliche Belastungen im Zu-
sammenhang mit Katastrophenschäden besonders 
zu beachten. Zu Katastrophenschäden zählen Kosten 
für die Beseitigung unmittelbarer Katastrophen-
schäden, die Kosten für Reparatur und Sanierung 
von beschädigten Gegenständen sowie Kosten für 
die Ersatzbeschaffung zerstörter Gegenstände.

TIPP
Krankheitskosten sind grundsätzlich von der er-
krankten Person selbst zu tragen, wobei der er-
krankten Person ein steuerfreies Existenzminimum 
von € 11.000 bleiben muss. Daher können Krank-
heitskosten vom (Ehe-)Partner übernommen und 
abgesetzt werden, wenn ohne Übernahme der Ko-
sten das Einkommen des erkrankten (Ehe-)Part-
ners unter das steuerliche Existenzminimum fallen 
würde.

TIPP
Verluste aus der Veräußerung dieser dem „Neu-
vermögen“ zuzurechnenden Kapitalanlagen können 
nicht nur mit Veräußerungsgewinnen, sondern auch 
mit Dividenden und Zinsen aus Anleihen (nicht je-
doch mit z.B. Sparbuchzinsen) ausgeglichen werden.

TIPP
Wenn Sie bei verschiedenen Banken Wertpapier-
depots oder z.B. mit Ihrer Ehefrau ein Gemein-
schaftsdepot haben, müssen Sie Bescheinigungen 
über den Verlustausgleich anfordern. Im Rahmen 
der Steuererklärungen können Sie dann eventuell 
bei einem Wertpapierdepot nicht verwertete Ver-
luste mit den Einkünften aus dem anderen Wert-
papierdepot ausgleichen.

WERTPAPIERVERLUSTE REALISIEREN
Für Gewinne von Verkäufen von sogenanntem „Neuver-
mögen“ im Jahr 2021 fällt die Wertpapiergewinnsteuer 
von 27,5% an. Zum „Neuvermögen“ zählen alle seit dem 
1.1.2011 erworbenen Aktien und Investmentfonds sowie 
alle anderen ab dem 1.4.2012 entgeltlich erworbenen Ka-
pitalanlagen (insbesondere Anleihen, Derivate).

PRÄMIE FÜR ZUKUNFTSVORSORGE UND 
BAUSPAREN AUCH 2021 LUKRIEREN
Wer in die staatlich geförderte Zukunftsvorsorge heuer 
noch mindestens € 3.056,94 investiert, erhält die mögliche 
Höchstprämie für 2021 von € 129,92. Jene Personen, die 
bereits die gesetzliche Alterspension beziehen, sind von 
der Förderung ausgenommen. Als Bausparprämie kann un-
verändert für den maximal geförderten Einzahlungsbetrag 
von € 1.200 pro Jahr noch ein Betrag von € 18 lukriert 
werden.

FAHRTENBUCH
Ein Fahrtenbuch muss geführt werden, um Fahrtkosten 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten absetzen zu 
können, wenn die Dienstreisen mit einem privaten Kraft-
fahrzeug unternommen werden. Verfügt der Arbeitnehmer 
über einen Dienstwagen, so wird das Fahrtenbuch benötigt, 
um den bei der Sozialversicherungs- und bei der Lohn-
steuerbeitragsgrundlage anzusetzenden Sachbezugswert 
ermitteln zu können.

In einem Fahrtenbuch werden alle beruflichen und pri-
vaten Fahrten erfasst. So kann der Anteil der beruflichen 
Fahrten ermittelt werden.

Neben dem Datum der Fahrt, dem Ausgangs- und Ziel-
punkt, der Zeitdauer, dem Zweck der Fahrt (bei privaten 
Fahrten nicht nötig), dem Kilometerstand am Beginn und 
am Ende der Fahrt sollte auch ein Hinweis im Fahrten-
buch enthalten sein, ob die Fahrt beruflich oder privat ver-
anlasst ist.

Aufgezeichnet werden müssen sowohl Dienstreisen, als 
auch private Fahrten. Gestalten Sie das Fahrtenbuch 
übersichtlich. Je genauer die Aufzeichnungen geführt 
werden, desto glaubwürdiger sind sie für die Finanzver-
waltung, denn in Betriebsprüfungen rückt das Fahrten-
buch immer mehr in den Fokus.   
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WINNER INTEN

NEUE MITARBEITERINNEN
Im Dezember 2020 ist Renate Aberger bei uns als Personal-
verrechnerin in unser Unternehmen eingestiegen und un-
terstützt mit Ihrer Einsatzbereitschaft und Ihrer Fach-
kenntnis unser Team in Zell am See.

Durch die Übernahme der Kanzlei unseres geschätzten 
Kollegen Stb. Mag. Christian Moser zu Beginn des Jahres 
2021 verstärkt Patricia Onz seit Februar unser Team in 
der Bilanzierung. Sie ist eine sehr erfahrene Bilanziererin 
und hat seit ihrer Matura an der HAK Zell am See ein-
schlägige Erfahrung gesammelt. Sie ist durch ihre Erfah-
rung und Fachkenntnis eine wertvolle Bereicherung 
unseres Teams.

Sophia Lambauer und Laura Raminger haben sich nach 
erfolgreich bestandener Matura an der HBLW in Saal-
felden entschieden, ihre berufliche Laufbahn bei uns in 
der Buchhaltung zu starten. Beide sind im August 2021 in 
unser Unternehmen eingetreten. Wir sind froh, sie in un-
serem Team zu haben und wünschen Ihnen viel Freude an 
dieser verantwortungsvollen Tätigkeit.  

Seit Oktober 2021 verstärkt Maria Kirchner MA BA BA 
LLB.oec. unser Team in Zell am See. Sie hat umfassende 
Ausbildungen genossen und verfügt über eine mehrjährige 
einschlägige Praxiserfahrung. Wir schätzen es sehr, sie in 
unseren Reihen begrüßen zu dürfen.     

BERUFLICHE WEITERBILDUNG
Nataliya Wimberger hat im Juni 2021 die Bilanzbuchhalter-
prüfung mit sehr gutem Erfolg abgeschlossen. Wir gratu-
lieren herzlichst und freuen uns über diese berufliche 
Weiterentwicklung und den hausinternen Nachwuchs in 
der Bilanzierungsabteilung.

NACHWUCHS VON MITARBEITERINNEN
Markus Plössnig ist im Februar stolzer Vater eines 
Sohnes namens Maximilian Leopold geworden. Wir freuen 

uns sehr und gratulieren herzlich.  

KARENZIERUNG
Julia Flatscher ist heuer aus der Babypause zurückge-
kehrt und unterstützt unsere Buchhaltungsabteilung wie-
der tatkräftig.

Katharina Deutinger, Steuerberaterin und Leiterin un-
serer Zweigstelle in Saalfelden, wird Mitte Jänner 2022 in 
Karenz gehen. 

Eva Strobel ist nach einer kurzen Rückkehr aus der Ka-
renz mit November wieder in den Mutterschutz getreten, 
sie erwartet zum Jahreswechsel ihr zweites Kind.

Auch wenn eine karenzbedingte Pause von Mitarbeiter-
innen in jedem Unternehmen eine organisatorische und 
personelle Herausforderungen darstellt, überwiegt bei 
uns jedenfalls die Freude und das Glück, wenn neue Erden-
bürger das Licht der Welt erblicken. Wir wünschen den 
beiden werdenden Müttern alles erdenklich Gute.

PENSIONIERUNG 
Voraussichtlich im Februar 2022 wird Heidi Stöckl in den 
wohlverdienten Ruhestand treten. Sie ist 1979 in unser 
Unternehmen eingetreten und war nach ihrer Karenzzeit 
seit 1989 durchgehend bei uns beschäftigt. Ihre genaue 
und umsichtige Arbeitsweise, gepaart mit absoluter Ver-
lässlichkeit, haben sie zu einer sehr geschätzten Kollegin 
in unserem Unternehmen gemacht. Wir wünschen Ihr für 
ihren neuen Lebensabschnitt alles erdenklich Gute, viel 
Glück und Gesundheit und dürfen uns sehr für ihren Ein-
satz bedanken.

TODESFÄLLE
Leider mussten wird uns im vergangenen Jahr von 
vier ehemaligen pensionierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern für immer verabschieden.

Im Mai 2021 verstarb Sophia Kolig im 101. Lebens-
jahr. Sie ist 1965 durch die Übernahme des Steuer-
beratungsbetriebes Kolig bei uns eingetreten und 
war als Bilanziererin bis in die 2000er Jahre in un-
serem Betrieb beschäftigt und für die Honorarab-
rechnung zuständig.

Ganz besonders getroffen hat uns das rasche Ab-
leben von Steuerberater Leo Tribuser, der eine 
Woche nach seinem Pensionsantritt im November 
2020 die Diagnose einer schweren Erkrankung er-
hielt, an der er im Juli 2021 verstorben ist. Er ist 
nach der Matura am Gymnasium Zell am See im 
Juni 1975 in unser Unternehmen eingetreten und 
war 45 Jahre in unserem Betrieb beschäftigt. Sein 
fachkundiges Wissen, gepaart mit praxisnahem 
Denken, hat ihn zu einem unverzichtbaren Be-
standteil im führenden Beraterstab unserer Kanzlei 
gemacht. Für uns war er mehr als ein geschätzter 
Kollege, er war vielen ein Freund und Zuhörer, ein 
geschätzter Berater in vielen Lebenslagen.

Im August 2021 sind nach kurzer aber schwerer 
Krankheit unsere ehemaligen Mitarbeiter Walter 
Hofer und Christine Moises, langjährige Chefsekre-
tärin meines Vaters Walter Winner, verstorben. 

Wir gedenken unseren lieben Verstorbenen, auch 
den im vergangenen Jahr heimgegangenen Kli-
enten, und werden ihnen stets ein gebührendes 
Andenken bewahren.

FINANZAUSSCHUSS BESCHLIESST IM 
LETZTEN MOMENT NOCH WEITERE 
WICHTIGE NEUERUNGEN
■ Weihnachtsgutscheine bis € 365 sollen auch dieses 
Jahr steuerfrei gestellt werden, sofern 2021 der steuer-
freie Vorteil aus der Teilnahme an Betriebsveranstal-
tungen nicht bereits genutzt wurde. Um den Konsum in 
Österreich zu fördern, sollen sowohl die Arbeitgeber beim 
Erwerb der Gutscheine als auch die Arbeitnehmer bei der 
Einlösung der Gutscheine den Fokus auf regionale Unter-
nehmen legen. Voraussetzung für die Steuerfreiheit soll 
sein, dass die Gutscheine im November bzw. Dezember 
2021 oder im Jänner 2022 ausgegeben werden. Die Steu-
erbefreiung soll sowohl Gutscheine von Einzelhändlern 
als auch von Verbänden von Einzelhändlern (z.B. Ein-
kaufsmünzen) umfassen.
■ Die Pendlerpauschale soll auch bei Homeoffice-Tätig-
keit während des Lockdowns zustehen
■ Pauschale Reiseaufwandsentschädigungen können auch 
im November und Dezember 2021 steuerfrei ausbezahlt 
werden, wenn aufgrund der COVID-19-Krise keine Ein-
satztage stattfinden können.
■ Schutzmasken werden weiterhin von der Umsatzsteuer 
befreit. Die befristeten Bestimmungen für die Desinfekti-
onsmittelherstellung werden bis 30. Juni 2022 verlängert.
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